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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

In der sPerre ist viel in Bewegung. Lange Jahre 
war thomas Krämer unsere ordnende Hand. er ist 
jedoch an anderer stelle sehr gefordert, darum hat 
er diesen Job weitergegeben an Christoph thelig-
mann. Herzlichen Dank, Thomas! wir hoff en auch 
künft ig etwas von dir zu lesen. Und auf dich, Chris-
toph, freuen wir uns. Diese Ausgabe hast du schon 
verantwortet.

Thomas hat uns zum Abschied einen Arti kel zum 
verschwundenen Klimageld hinterlassen, dem ist 
thomas jetzt in sinnvoller Konsequenz und unter 
Decknamen gefolgt - geschrieben mit stets leichter, 
aber auch Doktoren würdiger Hand (siehe seite 38).

ebenfalls im Großen ist viel Bewegung zu sehen. 
Denn auch die Ampelregierung ist dem Klimageld 
gefolgt, jetzt ist sie weg. Mit dem nachlass haben 
wir nun zu tun. es ist wieder Volkssport gewor-
den, nach unten zu treten. Bür-
gergeld und renten sollen zu hoch 
sein, sagt man. Die Familien sollen 
auf die Kindergrundsicherung ver-
zichten. Berufliche eingliederung 
wird gekürzt. Integrationsförde-
rung für eingewanderte, Beratung 
oder sprachkurse stehen auf der 
streichliste. 

Die Kürzung der Arbeitsmarkt-
förderung, mit der Langzeitar-
beitslose ans berufl iche Arbeiten 
herangeführt werden, trifft auch 
„Kleines“. Unser Arbeitslosenzen-

Bewegte Zeiten

trum MALtA im Hof des cuba bietet Hilfen bei An-
trägen, erklärt Briefe von Arbeitsämtern, ist raum 
zur Begegnung, Hilfe zum Deutsch-Lernen und so 
weiter. Jobcenter oder Arbeitsagentur haben gern 
das MALtA- Info aus dem Internet ausgedruckt und 
an ratsuchende weitergegeben – damit die Ämter 
nicht selbst beim Beantragen helfen müssen. Bis-
lang hat das Jobcenter unsere Arbeit mit Arbeits-
marktmaßnahmen gefördert. Im Juli war schluss 
damit. Aktuell gibt’s unsere Hilfe nur ehrenamt-
lich – außer einer kleinen Aufwandsentschädigung 
kann unser Verein nichts zahlen. sogar dafür ist 
nicht genug da. Damit gerät das Angebot vollends 
in Gefahr. Das MALtA braucht personelle Hilfen 
und Geld!

sPerre und MALtA sind im Bahnhofsviertel zuhau-
se. nirgendwo in Münster gibt es so viel Bewegung 

und Begegnung wie hier. Men-
schen aus dem Viertel, ihre Ge-
schichten und Visionen waren 
das thema eines Projektes der 
cuba-Kultur „cuba_construc-
ti on – Remix of Bahnhofsvier-
tel“ mit Ausstellung, Musik und 
anderen Veranstaltungen vom 
22.8. bis 22.11. 2024. Bilder aus 
der Ausstellung fi nden sich ver-
streut in diesem Heft . Viel Spaß 
beim Angucken und das Lesen 
nicht vergessen, das wünscht

Arnold VoskampArnold Voskamp
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Marie Theres Nolde 
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16   Angebot von Büchern 
in einfacher Sprache

Das gibt es in Münster! einen Buch-

verlag in verständlicher sprache. 

Die Welt wird komplizierter, die sprache 

wird einfacher: Der Spaß am Lesen 

Verlag macht‘s möglich.

11   Im neuen Jahr spart 
Münster beim 
Öffentlichen Nahverkehr

Münsters Sparmaßnahmen, das betrifft   
auch die städti sche Verkehrspoliti k. 
Vor allem wenig Betuchte sind auf eine 

bezahlbare Fortbewegung angewiesen. 

Kein trost, dass sich das Mobilitätsge-

fährt anno dazumal schon mal in gefe-

sti gteren Bahnen bewegt hatt e. 

18   Armut von Frauen 
im Alter

Alleinerziehende Mütt er, überhaupt 
alleinstehende Frauen, aber auch die 

weiblichen MitbürgerInnen im Allge-

meinen sind von der angestrebten 

Gleichstellung in Beruf und Alltag mit-

unter noch meilenweit entf ernt. 
Die gesellschaft liche Spaltung in Arm 
und Reich trifft   sie besonders hart. 
Weibliche Altersarmut ist dann 

besonders schlimm.

IN EIGENER SACHE:

INTRO
 3 Editorial

TITEL
 6 Das große Interview mit Deutsch-

lands bekanntestem Armutsforscher 

Prof. Dr. Butt erwegge
Die sperre spricht mit ihm über Ar-

mut, die gegenwärti ge und zukünft ige 
Sozialpoliti k und über die Lage im 
Lande im Allgemeinen

MÜNSTER
11 Nahverkehr

16 Spaß am Lesen

ZUM LEBEN ZU WENIG
18 Armut von Frauen im Alter

20 Der Wett erbericht für das 
politi sche Klima 2025 vorhersagt 
heft ige Tiefs und nicht minder 
krasse Niederschläge   

Was die vorgezogene Bundestagswahl 

für den Bereich soziales bedeutet 

ARBEIT & SOZIALES
23 Aus der Innenwelt der cuba- 

Beratungsstelle Arbeit

ein spielerischer Workshop soll 

 Benachteiligung und Diskriminierung 

vorbeugen   

24 Der Arbeits- und Sozialminister aus 
NRW Karl-Josef Laumann lässt grüßen

Zum Interview kam es zwar nicht, 

doch im e-mail Austausch fanden 

sich dann doch Antworten auf 

dringliche Fragen

KOLUMNE
27 Null-Nummer: 

Was ist heute noch liberal?

Bei einer parteipoliti schen Vertretung 
läuft  gerade Vieles auf ein Auslauf-
modell hinaus

KULTUR
28 Zum Jahresende wird gelesen

eine Auswahl besinnlicher Lektüre-

schau im politi schen Sachbuch     -
bereich

ZUM FEST
32 Vergesst nicht die Elenden und 

Ausgestoßenen!

Wie und wo zur Weihnachtzeit 

geholfen werden kann

RUBRIKEN
33 NICHT SPERRIG

36 URTEILE

38 IMPRESSUM & 
AUS DER REDAKTION

I n H A L t  _ 

Liebe Frauen,

Armut ist oft  weiblich. Das Armutsrisiko 
liegt dabei für Frauen besonders hoch. Wenn 

Du Dich angesprochen fühlst und Dir die Zeit 

bis zum Monatsersten sehr lang erscheint, 

bist du bei uns herzlich willkommen.

Wir möchten Dich einladen zum Frauen-

nachmitt ag ins Malta, Achtermannstraße 
10-12, rufnummer 0251-4140553. Dieser 

fi ndet immer donnerstags von 14 bis 18 
Uhr statt . An jedem 1.Donnerstag im Mo-
nat fi ndet von 16-18 Uhr ein Brunch statt .

Neben nett en Gesprächen können wir Dir 
helfen bei Anträgen und anderen Anliegen.

In der Hauptsache geht es uns aber um Ver-

netzung und Kontakt untereinander.

Zusammen ist Frau weniger allein.

Marie Theres Nolde 

Aiko Kösters

Ministerin Claudia Roth und Verleger Bleekveldt
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Foto: Agneta Becker

In Deutschland, auch in Münster, 

nimmt die soziale Ungleichheit seit 

Jahren zu. Warum ist das so und 

welche Bedeutung haben die „Zei-

tenwende“ mit ihrer zusätzlichen 

Rüstungsanstrengung, welche Rolle 

spielt unsere Wirtschaft sstruktur, 
welche die Eigentumsverhältnisse 

und warum gibt es keinen gerech-

ten Verteilungsmechanismus? 

SPERRE-Redakteur Werner 

 Szybalski suchte Antworten beim 

Kölner Politi kwissenschaft ler 
 Christoph Butt erwegge, der sich 
als wissenschaft licher Armuts- 
und Reichtumsforscher einen 

Namen gemacht hat. Butt erwegge 
ist aber auch politi sch und zudem 
meinungsfreudig, wie dieses 

Interview zeigt.

SPERRE: Du warst am 28. Mai 

dieses Jahres zufällig in Münster, 

als der französische Präsident 

Macron im Historischen Rathaus 

den mit 100.000 Euro doti erten 
Internati onalen Preis des Westf ä-
lischen Friedens für besonderes 

Engagement für Frieden und 

Verständigung der Wirtschaft lichen 
Gesellschaft  für Westf alen und 
Lippe erhielt. Kurz zuvor hatt e 
Emmanuel Macron, um einen 

russischen Sieg in der Ukraine zu 

verhindern, nicht ausgeschlossen, 

dass sich französische Bodentrup-
pen auf Seiten der Ukraine am 

Krieg beteiligen könnten. Passt 

diese Überlegung des Präsiden -
ten zum Friedenspreis?

Christoph Butterwegge: über-
haupt nicht. es sind wahrlich maka-
bre Zeiten, in denen wir leben. Da 
wird dem französischen Präsidenten 
ein Friedenspreis verliehen, obwohl 
er den russisch-ukrainischen Krieg 
eskalieren und die Weltkriegsgefahr 

potenzieren will. Übrigens ti telte die 
süddeutsche Zeitung genau zwei 
Monate später „raketen für den Frie-
den“, kurz nachdem Olaf scholz am 
rande des jüngsten nAtO-Gipfels der 
Stati onierung von „abstandsfähigen 
Präzisionswaff en“ in Deutschland zu-
gesti mmt hatt e, und meinte es nicht 
etwa ironisch. 

Dabei hatte Helmut schmidt, sein 
Vorvorgänger als sozialdemokrati-
scher Bundeskanzler, schon in dem 
1961 erschienenen Buch „Verteidi-
gung oder Vergeltung“ erklärt, was 
die neue Aufrüstungsinitiative so 
abenteuerlich macht: „Landgestütz-
te raketen gehören nach Alaska, La-
brador, Grönland oder in die Wüsten 
Libyens oder Vorderasiens, keines-
wegs aber in dicht besiedelte Gebie-
te; sie sind Anziehungspunkte für die 
nuklearen raketen des Gegners. Al-
les, was Feuer auf sich zieht, ist für 
staaten mit hoher Bevölkerungsdich-
te oder kleiner Fläche unerwünscht.“ 

tatsächlich sind raketen – mili-
tärisch gesehen – Magneten, die 

Butter statt Kanonen
Prof. Dr. Christoph Butt erwegge im exklusiven SPERRE-Interview
Von Werner Szybalski

 statt Kanonen

Foto/Illustrati on: Agneta Becker
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 Gegenreakti onen herausfordern und 
die Kriegsgefahr erhöhen.

Deutschland rüstet massiv auf 

und will zudem wieder amerika-
nische atomar bestückbare 

Mitt elstreckenwaff en stati onieren. 
Aufrüstung kostet extrem viel 

Geld. Drängt sich die Frage auf, 

ob wir vor einer Entscheidung 

„Butter oder Kanonen“ stehen?

Christoph Butt erwegge: Clemens 
Fuest, Chef des ifo Instituts für 
Wirtschaftsforschung, hat dies im 
Februar 2024 bei Maybrit Illner wie 
folgt begründet: „Kanonen und But-
ter, es wäre schön, wenn das gin-
ge, aber das ist Schlaraff enland, das 
geht nicht.“ 

Da hat der neoliberale Ökonom 
ausnahmsweise mal recht: sozial- 
oder rüstungsstaat heißt in der tat 
die Alternati ve, wenn das „Sonder-
vermögen Bundeswehr“ 2027/28 
ausgeschöpft  ist und der Militäretat 
laut Scholz und Pistorius schlagarti g 
um 20, 25 oder 30 Milliarden euro 
steigen muss, um das anvisierte Ziel 
von „mehr als 2 Prozent des Brutt o-
inlandsprodukts“ zu erreichen.

schon wegen meines Familienna-
mens fordere ich: Butt er statt  Kano-
nen! Ich denke dabei in erster Linie 
an die Armen und sozial Benachtei-
ligten, Fuest hingegen an die rei-
chen, etwa die (Groß-)Akti onäre der 
rüstungskonzerne. sinnvoller als 

zusätzliche rüstungsprojekte wären 
Mehrausgaben im sozial- und Ge-
sundheitsbereich, um Obdach- und 
Wohnungslosigkeit zu bekämpfen, 
den öffentlichen Wohnungsbau 
wiederzubeleben, der Kinderarmut 
entgegenzuwirken, den Pfl egenot-
stand zu beseiti gen und die Alters-
sicherung für abhängig Beschäft ig-
te wieder auf eine solide Finanzie-
rungsgrundlage zu stellen. 

Zu befürchten ist jedoch, dass sich 
Wohnungsnot sowie energie- und 
ernährungsarmut infolge einer un-
sozialen „sparpolitik“ ausbreiten. 
Denn die stark gesti egenen Preise für 
Gas und strom, aber 
auch bei Grundnah-
rungsmit teln wie 
Brot, Mehl, speiseöl, 
eiern oder nudeln, 
bedeuten für Men-
schen, die schon vor 
dem Ukrainekrieg 
kaum über die run-
den kamen, dass sie den Gürtel noch 
enger schnallen müssen. Die große 
Mehrheit der Bevölkerung kann sich 
staatliche Austerität nicht leisten.

Münster ist eine reiche Stadt, in 

der die Armut relati v gut versteckt 
ist. Woran liegt es, dass sich in gut 
situierten bürgerlich-konserva-
tiven – in Münster kommt sicher-
lich noch katholisch geprägten 

hinzu – Städten sich von Armut 

bedrohte und natürlich auch die 

in Armut lebenden Menschen 

nicht offener zeigen?

Christoph Butterwegge: Da man 
die Armen hierzulande in aller re-
gel selbst für ihre soziale Misere 
verantwortlich macht, statt in der 
wachsenden Ungleichheit ein struk-
turelles Problem zu sehen, schämen 
sich die Betroff enen. In der Öff ent-
lichkeit gelten sie als „Drückeber-
ger“, „Faulenzer“ und „sozialschma-
rotzer“, die „uns steuerzahlern“ auf 
der Tasche liegen. wer so ti tuliert 
und in fast allen Lebensbereichen 
diskriminiert wird, resigniert meist 

und versteckt sich lieber so gut es 
geht, was es übrigens schwerer 
macht, Armut und soziale Ungleich-
heit zu bekämpfen.

Was ist unter „absoluter“ und 
„relati ver Armut“ zu verstehen?

Christoph Butterwegge: es gibt 
keine allgemein verbindliche Defi-
nition von Armut, sondern in der 
Fachliteratur bloß den Versuch, das 
Problem durch die Unterscheidung 

Prof. Dr. Christoph Butt erwegge hat bis 2016 

Politi kwissenschaft  an der Universität zu Köln gelehrt 

und zuletzt die Bücher „Deutschland im Krisen-

modus. Infekti on, Invasion und Infl ati on als gesell-

schaft liche Herausforderung“ sowie „Umverteilung 

des Reichtums“ veröff entlicht.

„Landgestützte Raketen gehören nach Alaska, 

Labrador, Grönland oder in die Wüsten Libyens 

oder Vorderasiens, keineswegs aber in dicht

besiedelte Gebiete...“ (Helmut Schmidt, 1961)

Foto: Werner Szybalski
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zwischen absoluter, extremer oder 
existenzieller Armut einerseits so-
wie relativer Armut andererseits zu 
klären.

Von absoluter Armut ist betroff en, 
wer seine Grundbedürfnisse nicht 
zu befriedigen vermag, also die für 
das überleben notwendigen nah-
rungsmittel, sicheres trinkwasser, 
eine den klimati schen Bedingungen 
angemessene Kleidung und Woh-
nung sowie eine medizinische Basis-
versorgung entbehrt. 

Von relati ver Armut ist betroff en, 
wer sich vieles von dem nicht leis-
ten kann, was für fast alle übrigen 
Mitglieder einer wohlhabenden Ge-
sellschaft als normal gilt, also mal 
ins Kino oder ins theater zu gehen, 
aber auch, sich mit Freunden im 
Restaurant zu treff en. während die 
absolute Armut eine existenzielle 
Mangelerscheinung ist, verweist die 
relati ve Armut auf den wohlstand, 
der sie hervorbringt. In einer so rei-
chen Gesellschaft  wie der unseren 
ist Armut nicht gott - oder naturge-
geben, sondern vorwiegend syste-
misch, dass heißt durch die beste-
henden eigentums-, Macht- und 
Herrschaft sverhältnisse bedingt.

Welche Gruppen in Deutschland 
sind warum besonders von Armut 

betroff en? Reicht der Mindestlohn, 
um Armut zu entkommen?

Christoph Butterwegge: Beson-
ders vulnerable Personengruppen 
können sich den bestehenden Ver-
hältnissen schwer entziehen, weil 
sie aufgrund ihrer schwachen stel-
lung in der kapitalistischen Wirt-
schaft sordnung strukturell benach-
teiligt oder diskriminiert werden.

Waren nach dem Zweiten Welt-
krieg zunächst vor allem viele rent-
nerinnen arm, bis die Große renten-

reform 1957 das Problem abmilder-
te, lösten Kinder und Jugendliche 
sie in den späten 1980er-Jahren als 
Hauptbetroff enengruppe ab. 

Mit der Agenda 2010 und Hartz IV 
hat sich die Situati on insofern ver-
ändert, als die rot-grüne reform-
politi k die Lage von Millionen Lang-
zeit- bzw. Dauererwerbslosen und 
ihren Familien spürbar verschlech-

tert und besonders 
durch das Abdrängen 
der Langzeiterwerbs-
losen,  d ie  vorher 
Arbeitslosenhilfe er-
halten hatt en, in den 
Fürsorgebereich mit 
seinen für alle gleich 
niedrigen transfer-

leistungen dazu beigetragen, dass 
sich die Kinderarmut beinahe ver-
doppelte.

noch immer spielt der niedrig-
lohnsektor als Haupteinfallstor für 
erwerbs-, Familien- und Kinderar-
mut wie für spätere Altersarmut 
eine schlüsselrolle. Der gesetzliche 
Mindestlohn schott et den Niedrig-
lohnsektor nach unten ab, bringt 
ihn jedoch bisher nicht zum Ver-
schwinden.

Die Kürzungen im Bundeshaushalt 

2025 wirken sich auch direkt auf 

Münster und dessen Jobcenter 

aus. Wegen der Streichungen 
werden insbesondere Mitt el für 
Langzeitarbeitslose knapp, die 

1-Euro-Jobs oder eine Arbeitsgele-
genheit gemäß § 16i SGB II haben. 
Bei Asyl-Suchenden und Langzeit-
arbeitslosen wird gekürzt und das 

Bürgergeld 2025 nicht erhöht – 

geht der Sozialstaat vor die Hunde?

Christoph Butterwegge: Zwar hat 
Olaf scholz auf dem letzten sPD-
Bundesparteitag im Dezember 
2023 unter lautem Beifall der De-
legierten versprochen, dass es kei-
nen Abbau des sozialstaates geben 
werde. Gleichwohl folgt der außen-, 
energie- und militärpoliti schen Zei-
tenwende, die scholz zu Beginn des 
Ukrainekrieges ausgerufen hat, jetzt 
mit leichter Verzögerung eine wirt-
schaft s-, fi nanz- und sozialpoliti sche 
Zeitenwende. 

Das erste Opfer der sozialpoliti-
schen Zeitenwende war die Kin-
dergrundsicherung, aber weitere 
Maßnahmen, die Armen und Ange-
hörigen der unteren Mittelschicht 
besonders schaden, dürft en folgen, 
es sei denn, dass sich massiver Wi-
derstand regt.

Sti chwort Kinderarmut. Warum 
werden reiche Eltern häufi g besser 
von der Bundesregierung unter-
stützt als Erziehungsberechti gte 
von armen oder von Armut 

bedrohten Kindern?

Christoph Butt erwegge: Wer reich 
ist, ist auch politisch einflussreich. 

„Noch immer spielt der Niedriglohnsektor 

als Haupt einfallstor für Erwerbs-, Familien- 

und Kinderarmut wie für spätere Alters-

armut eine Schlüsselrolle.“

Das neue Buch von Christoph Butt erwegge „Umverteilung des 
Reichtums“ erschien im Mai 2024 im PapyRossa Verlag

Foto: Werner Szybalski
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Das sieht man am deutlichsten an 
der steuergesetzgebung, die scheu-
nentoren gleichende schlupflöcher 
für Kapitaleigentümer geschaffen 
hat. Hingegen fehlt den Armen eine 
Lobby, die mächti g genug ist, um die 
Gesetzgebung in ihrem sinne zu be-
einfl ussen.

Ist „Umverteilung des Reichtums“, 

der Titel Deines jüngsten Buches, 

die Lösung?

Christoph Butt erwegge: Aufgrund 
der bestehenden wirtschaft sstruk-
turen, eigentumsverhältnisse und 
Verteilungsmechanismen werden 
die reichen immer reicher und die 
Armen immer zahlreicher. 

Tagtäglich findet Umverteilung 
statt – allerdings nicht von Oben 
(den viel Besitzenden) nach Unten 
(den hart Arbeitenden), sondern 

von Unten nach Oben: Unterneh-
mensprofite, Veräußerungs- und 
Kursgewinne der Aktionäre, Divi-
denden, Zinsen sowie Miet- und 
Pachterlöse von Immobilienkon-
zernen fl ießen überwiegend in die 
taschen materiell Bessergestell-
ter, sind aber normalerweise von 
Menschen erarbeitet worden, die 
erheblich weniger Geld haben, oft  
nicht einmal genug, um in Würde 
leben zu können. 

Deshalb muss Umverteilung künf-
ti g in die entgegengesetzte Richtung 
stattf  inden – als Rückverteilung des 
Reichtums von Oben nach Unten, 
also zu denjenigen Menschen, die 
ihn geschaffen und nicht geerbt 
haben. Der wichti gste Hebel dafür 
ist eine andere steuerpolitik, die 
Wohlhabende, reiche und Hyper-
reiche stärker belasten müsste, um 
eine konsequente Armutspräven-

ti on und -bekämpfung des Staates 
zu fi nanzieren, die viel Geld kostet. 
will man die soziale Ungleichheit 
nicht bloß reduzieren, sondern dar-
über hinaus die entstehung weiterer 
Ungleichheit dauerhaft  verhindern, 
muss man auch ihre strukturellen 
Ursachen beseiti gen und das kapita-
listi sche Gesellschaft ssystem über-
winden.

Du bist zwar nicht Mitglied, warst 

aber Kandidat der Linkspartei bei 

der Bundespräsidentenwahl 2017. 

Inzwischen zeigt DIE LINKE – nicht 

erst als sich die Bundestagsfrakti on 
spaltete – vielerorts Aufl ösungser-
scheinungen. Woran liegt das?

Christoph Butterwegge: Das hat 
sicher viele Gründe. einer ist der, 
dass Die LInKe nicht mehr als konse-
quente Interessenvertreterin der so-
zial Benachteiligten wahrgenommen 
wird und auch weder zum Ukraine  -
krieg noch zu den waff enlieferungen 
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und den sanktionen klar genug 
stellung genommen hat. 

Habituell fühlen sich eher Ange-
hörige der urbanen Mittelschicht 
von der Partei angesprochen, die 
nach den verheerenden Wahlnie-
derlagen in sachsen, thüringen 
und Brandenburg um ihre Fortexis-
tenz bangen muss.

Deine Frau Carolin Butt erwegge 
ist Mitglied im Bündnis Sahra 

Wagenknecht. Ist das BSW auch 
für Dich eine mögliche politi sche 
Heimat?

Christoph Butt erwegge: nein. Ich 
fühle mich weiterhin als ideeller Ge-
samtlinker, der keiner Partei beitritt , 
sondern für ein breites Bündnis 
wirbt, in dem BsW-Anhängerinnen 
und -Anhänger ebenso ihren Platz 
haben müssen wie sozialdemokra-
ti nnen und Sozialdemokraten, Grü-
ne und LInKe. Auch in den „bürger-
lichen“ Parteien CDU, CSU und FDP 
gibt es übrigens viele Mitglieder, die 
für mehr soziale Gerechti gkeit ein-
treten, ohne dass ihre Führungen 
dem rechnung tragen.

2025 wird ein neuer Bundestag 

gewählt. Die Ampelkoaliti on ist 
selbst für den ehemaligen grünen 

Parteichef Omid Nouripour bereits 

vor ihrem Aus nur eine „Übergangs-
regierung“ gewesen.  Woran ist die 
Koaliti on von SPD, Grünen und SPD 
gescheitert und warum ist trotz 

einiger eingeführter sozialer 

Verbesserungen wie der Anhebung 

des Mindestlohns oder Einführung 

des Bürgergeldes die Meinung bei 

den abgehängten Menschen in 

Deutschland zur Ampel so schlecht?

Christoph Butterwegge: Man hat 
etwa beim Bürgergeld durch die Ver-
schärfung der sanktionen und Leis-
tungskürzungen eine rolle rückwärts 
vollzogen und ist von einer „Fort-
schritts-“ zu einer sozialpolitischen 
„Rückschritt s“-Koaliti on geworden. 

statt die Armen im eigenen Land 
stärker zu unterstützen, haben sPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP al-
lein in diesem Jahr acht Milliarden 
Euro für Militärhilfe an die Ukraine 
ausgegeben. Daher muss die soziale 
Frage inhaltlich mit der Friedensfra-
ge verbunden, der außerparlamen-
tarische Druck auf die regierenden 
erhöht und der Widerstand durch 
gemeinsame Akti onen von Kirchen, 
Gewerkschaft en, wohlfahrtsverbän-
den, Globalisierungskriti kern sowie 
Klimagerechtigkeits- und Friedens-
bewegung gestärkt werden. Gelin-
gen kann das, weil die Zahl derjeni-
gen gewaltig ansteigen dürfte, die 
„den Gürtel enger schnallen“ müs-
sen, obwohl er ihnen schon auf den 
Knochen sitzt, damit Deutschland 
nach den wünschen „kriegstüchti g“ 
wird. 

Wohlstandseinbußen, die Millionen 
Menschen weit über den Kreis der 
transferleistungsbezieherinnen und 
-bezieher hinaus treff en, denen die 
FDP keine erhöhung der regelbe-
darfe mehr zugestehen will, bleiben 
nicht folgenlos. Arme versetzt diese 
Politi k in einen sozialen Ausnahme-
zustand, aber auch die Mitt elschicht 
gerät zunehmend unter Druck.

Statt die Armen im eigenen Land 

stärker zu unterstützen, haben 

SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 

FDP allein in diesem Jahr acht 

Milliarden Euro für Militärhilfe an 

die Ukraine ausgegeben. 

Foto: Werner Szybalski
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Das Busfahren in Münster wird im 

kommenden Jahr teurer – dies gilt 
insbesondere für die wirtschaft lich 
schwächsten Einwohner*innen in 

der Stadt, denn die Vergünsti gungen 
beim Deutschlandti cket für Schüler 
und auch beim Münster-Abo für 

Inhaber*innen eines Münster-

Passes sollen gestrichen werden. 

Klar sein dürft e, dass Busfahren für 
Ärmere in der Domstadt auf jeden 

Fall weniger günsti g als im laufenden 
Jahr sein wird, zumal auch das 

Deutschlandti cket ab Januar neun 
Euro teurer im Monat sein wird.

G
e r a d e  B ü r g e r g e l d -
empfänger* innen wer-
den im nächsten Jahr von 
einer neuen regierung 

in Berlin und voraussichtlich auch 
von der grün-rot-violett-internati-
onalen ratsmehrheit in Münster 
nicht verwöhnt. Die sPD drück-
te in Berlin eine nullrunde für 
Bürgergeldempfänger*innen durch, 
weitere Maßnahmen beim Bürger-
geld, welches 2025 auch anders 
heißen dürft e, werden folgen. Seit 
sommer 2024 vergangenen Jahres 
müssen Hartzer*innen ihren Kabel-
anschluss ohne öffentliche Förde-
rung bezahlen und das Busfahren 
wird auch teurer. Off ensichtlich sind 
die in prekären fi nanziellen Verhält-
nissen lebenden Menschen nicht 
im zentralen Blick der regierenden. 
Die sperre-redaktion hat bei den 
Ratsfrakti onen und der Voltgruppe 

nachgefragt, wie es um die sub-
ventionen im ÖPnV in Münster 
steht. Endgülti g entschieden wird 
darüber in den Haushaltsberatun-
gen am 11. Dezember dieses Jah-
res.

Über eine Million 
 städti scher Zuschuss in 2024

seit dem 1. August 2023 gibt es 
das Münster-Abo für zunächst 
rund einen euro am tag. es kostete 
zunächst 29 euro und ab August 
dieses Jahres 30,40 euro. Für 4420 
Inhaber*innen des Münster-Passes 
gibt es dieses lokale ticket bis zum 
Jahresende für 21 Euro. Um diesen 
Preis bieten zu können, gibt das so-
zialamt Münster im Jahr 2024 ins-
gesamt 455.220 euro an Zuschuss.

Auch die 858 Besitzer*innen des 
auslaufenden 60-Plus-Abos der 

Nahverkehrsabos: 
Sonderweg in Münster
Kein Deutschlandti cket Sozial in Münster
Von Werner Szybalski

Aiko Kösters
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stadtwerke erhalten dieses vorher 
31 Euro und ab August 32,60 Euro 
teure ticket, sofern sie im Besitz 
des Münster-Passes sind, mit städ-
ti schem Zuschuss je Aboinhaber*in 
von 15,50 euro bis ende Juli und 
16,60 Euro danach. Insgesamt bringt 
das Sozialamt dafür 164.307 Euro 
auf.

Deutschlandti ckets Sozial in 
Steinfurt schon für neun 
Euro im Monat

Mit diesen beiden Abos, so scheint 
es, haben Politik und Verwaltung 
genügend für Münsters ärmere 
erwachsene mit Mobilitätsbedarf 
getan, denn die einführung des 
„Deutschlandti ckets Sozial“ wurde 
bislang von keiner Partei im rat vor-
geschlagen. Das D-ticket ist auch 
in seiner sozialen Variante bundes-
weit gültig. In den Genuss dieses 

berechti gte 1760 Schüler*innen aus 
Münster das 29 euro teure, bun-
desweit gültige D-ticket für schü-
ler für elf Euro – also nur maximal 
zwei euro mehr. Weitere Freifahrt 
berechti gte 1225 Schüler*innen, da-
runter 230 Volljährige, in Münster 
brauchen sogar nur sechs euro für 
das Ticket zu löhnen. weitere 263 
schüler*innen mit gleichfalls zur 
Freifahrt berechti gten Geschwistern 
zahlen sogar nur drei euro im Monat 
für ihr Deutschlandti cket.

Dies kostet das sozialamt der stadt 
Münster im Jahr 2024 zusammen 
398.190 euro im laufenden Haus-
haltsjahr. Zusammen bezuschusst 
die stadt Münster also die nahver-
kehrstickets für einwohner*innen 
mit Münster-Pass und schüler*innen 
mit voraussichtlich 1.017.757 euro 
in diesem Jahr. Hinzu kommen rund 
60.000 Euro Verwaltungskosten. Fi-
nanziell unterstützt wird Münster 
allerdings durch zweckgebundene 
Förderung durch das Land nrW. 
Laut Auskunft  von Marti n Füser vom 
städtischen Presseamt wird das in 
2024 in Höhe von rund 525.000 euro 
erfolgen. 

Der städtische Anteil in den Aus-
gaben für das Deutschlandticket 
schule und vergünstigte tickets 
für Münster-Pass-Inhaber*innen 
„sinkt“ im Haushalt 2024 damit auf 
rund 660.000 Euro.

Deutschlandti ckets Sozial kommen 
laut Webseite des regionalen nah-
verkehrsunternehmens rVM alle 
Bezieher von sozialleistungen in den 
Münsterlandkreisen Borken, Coes-
feld, steinfurt und Warendorf. es 
kostet aktuell in den Kreisen Coesfeld 
und Warendorf 39 euro im Monat. 
In den Kreisen Borken und steinfurt 
hingegen ist das Deutschlandticket 
sozial für Personen über 21 Jahren 
schon für 25 euro pro Monat und für 
Personen unter 21 Jahren sogar für 
nur neun euro pro Monat zu haben. 
Preise, von denen jungen Menschen 
in Münster träumen, oder?

Deutschlandweites 
Schüler ti cket für elf Euro 
oder sogar sechs Euro

Es ist nicht wirklich nöti g, von den 
Preisen im Umland zu träumen, 
denn aktuell erhalten nicht Freifahrt 

Foto: Agneta Becker
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Was will die Verwaltung für 
2025 streichen?

Angesichts der „angespannten 
Haushaltssituation“ sei, so Mar-
tin Füser auf Sperre-Nachfrage, die 
stadt Münster gezwungen, für 2025 
alle Aufwendungen kritisch zu hin-
terfragen. Dies gelte besonders für 
freiwillige Aufwendungen. Zu diesen 
zählt der Preisnachlass bei nahver-
kehrstickets. 

„Besonders zu berücksichtigen 
ist, dass in diesem Fall faktisch 
eine dreifache Förderung für eine 
Maßnahme – preisgünstige Mobi-
lität innerhalb von Münster – vor-
liegt“, unterstrich Füser: „Durch 
die einführung des Münster-Abos 
wurde preisgünstige Mobilität für 
alle geschaffen. Mit einem anfäng-
lichen Betrag von 29 euro, der sich 

seit dem 1.8.24 auf 30,40 euro er-
höht hat, liegen die Kosten deut-
lich unter dem Anteil, der bei der 
Gewährung von sozialleistungen in 
dem regelhilfesatz enthalten ist. 
Für Bezieherinnen und Bezieher von 
sGB II-Leistungen sind dies 45 euro, 
für sGB XII-Leistungen 40 euro. Die 
Vergünstigung der Bus-tickets für 
Münster-Pass-Inhaberinnen und 
-Inhaber erfolgt einerseits mit För-
dermitteln des Landes, die für die-
sen Zweck gewährt werden, und 
aus Mitteln des allgemeinen Haus-
halts der stadt“.

 
Wie Martin Füser erklärte, sol-

len im Jahr 2025 keine städtischen 
Mittel außerhalb der Förderung 
des Münster-Abos für nahver-
kehrstickets zur Verfügung gestellt 
werden. Die Landesmittel fließen 

natürlich weiter, was aber – nach 
aktuellem städtischen Plan – die 
Abopreise für Inhaber*innen des 
Münster-Passes und schüler*innen 
steigen lässt. Das Münster-Abo 
soll monatlich 4,40 euro mehr kos-
ten (25,40 Euro statt 21 Euro). Das 
60-Plus-Abo wird im Münster-Abo 
aufgehen, wodurch – bei einem 
zeitlich ausgeweiteten Angebot 
(Busnutzung auch vor 9 Uhr) – der 
Preis um 9,40 Euro (25,40 Euro statt 
16 Euro) erhöht wird.

Krasser Preisanstieg beim 
Deutschlandticket Schule 

Heftig wird der Preissprung für nicht 
Freifahrt berechtigte Schüler*innen. 
Derzeit zahlen sie 11 euro und im 
kommenden Jahr sollen sie mit 24 
Euro satte 118 Prozent mehr monat-
lich zahlen müssen. Die Preise für 
die derzeit 1488 zur Freifahrt be-
rechtigten Schüler*innen in Müns-
ter werden – dank der Landesför-
derung – nicht nur nicht mehr als 
verdoppelt, sondern bleiben sogar 
konstant.

Dies ist bislang „nur“ der sparvor-
schlag aus der kommunalen Verwal-
tung. Ob die ratsmehrheit Münsters 
Stadtkämmerin Christine Zeller fol-
gen wird, steht in den sternen. Da 
es dort, im Wolkenkuckucksheim, 
schlecht zu lesen ist, fragte die sper-
re-Redaktion bei den Ratsfraktionen 
und der Voltgruppe nach, wie sie mit 
diesen Vorschlägen der Verwaltung 
umgehen wollen.

Was plant aktuell die  
lokale Politik?

Für die Ratsopposition ist die Sach-
lage klar. CDU und FDP wollen we-
der kommunal finanzierte ÖPnV-
Vergünstigungen für Schüler*innen 
noch für Inhaber*innen des Müns-
ter-Passes. Der Fraktionsvorsitzen-
de der FDP im rat der stadt, Jörg 
Berens, machte auf nachfrage deut-
lich: Wir „sehen den Münster Pass 
seit jeher kritisch. Seit der Einfüh-
rung des »Bürgergeldes«, mit dem 
auch eine steigerung inbegriffen 
war, ist aus unserer sicht ein Müns-
ter-Pass nicht mehr notwendig be-
ziehungsweise sinnvoll.“ Für stefan 
Weber, Fraktionsvorsitzender der 
CDU, sind mehr „Investitionen in 
die Verkehrsinfrastruktur vorrangig. 
Kein Ticket hilft, wenn der Bus nicht 
fährt und die Bahn nicht kommt. Die 
Ausdünnung der Buslinien in Müns-
ter ist ein beredtes Beispiel für den 
verschlechterten Zustand.“

Auch Oliver Koch, Fraktionsge-
schäftsführer der Grünen im Rat der 
stadt Münster, lässt für die größte 
Fraktion der ratsmehrheit durch-
blicken, dass die einsparungen im 
kommenden Jahr auch die Ärmsten 
in der stadt treffen dürften: „Für 
uns steht fest, dass der öffentliche 
nahverkehr auch weiterhin allen 
Menschen in Münster als günsti-
ge Mobilitätsform zur Verfügung 
stehen muss. Klar ist aber, dass in 
Zeiten großer kommunaler Finanz-
not freiwillige Leistungen der stadt 

Foto: Agneta Becker

Im Jahr 2025 sollen keine  

städtischen Mittel außerhalb der 
Förderung des Münster-Abos  

für Nahverkehrstickets zur  
Verfügung gestellt werden.
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la mit: „Grundsätzlich befürworten 
wir die Einführung und Fortf ührung 
von vergünsti gten ÖPNV-Angeboten 
für schüler*innen und Inhaber*innen 
des Münster-Passes auch im Jahr 
2025. Dies steht im einklang mit un-
serem Kommunalwahlprogramm, in 
dem wir uns für einen unentgeltli-
chen ÖPnV einsetzen, mit einem Zwi-
schenschritt von 365 Euro pro Jahr 
und einem vergünsti gten Sozialtarif.“ 
Derzeit diskuti ere ihre Frakti on eini-
ge weitere Vorschläge: die kostenlo-
se nutzung des ÖPnV in Münster für 
unter 17-Jährige, die Beibehaltung 
des 11-euro-Preises für das Deutsch-
landti cket Schule für Münster-Pass-
Inhaber*innen beziehungsweise ein 
kostenfreies Deutschlandti cket Schu-
le für alle schüler*innen.

überprüft  werden müssen. Dazu ge-
hören auch tickets.“

Die beiden Partnerparteien der Grü-
nen in der „Münster-Koaliti on“, SPD 
und Volt, haben die sperre-Fragen 
unbeantwortet gelassen. Auch die 
Mixedkoaliti on der drei Einzelratsher-
ren Krapp (ÖDP), Dr. tsakalidis und 
nowak (Die Partei), die in den vergan-
genen Jahren der Koaliti on zur Mehr-
heit verhalf, antworteten nicht. nicht 
im Fahrwasser der Grünen ist die op-
positi onelle Frakti on der Linkspartei.

Linke will Förderung 
fortsetzen

Für die Linke im rat der stadt teilte 
Frakti onsgeschäft sführer Max Glag-

P.S.:
Der Preis bestimmt auch im Ver-

kehr die Musik. Die Verteuerung des 
D-tickets und insbesondere die ge-
planten Kürzungen im städtischen 
Haushalt widerstreben allen politi -
schen Beteuerungen zum Klimawan-
del – in Deutschland, aber auch in 
Münster.

Die Inhaber*innen des Münster-
Passes werden durch die geplanten 
Kürzungen in ihrer Mobilität weiter-
hin auf die stadt begrenzt und zu-
dem ungefähr den Preis für ein war-
mes essen monatlich mehr zahlen. 
Den fast 1800 schüler*innen wird 
durch die steigerung um rund 218 
Prozent einfach Mobilität entzogen. 
Dem Klimaschutz und dem Porte-
monnaie schadet beides. (ws)

Deutschlandti cket Sozial in Münster 
nicht erwünscht

Im Herbst 2023 wurde vom 
Ministerium für Umwelt, 

naturschutz und Verkehr des Lan-
des nrW in Absprache mit einem 
Arbeitskreis der ÖPnV-Branche die 
einführung eines „Deutschlandti-
cket sozial“ (Dts) für „einkommens-
schwächere“ Bürger empfohlen 
(zum Preis von 39 €, also 10 € güns-
ti ger als das normale Deutschland-
ticket). Die einzelnen Kommunen 

sollten dies, mit Landesmitt eln ge-
fördert, prakti sch umsetzen, waren 
aber nicht dazu verpfl ichtet. Gleich-
wohl wurde das Dts dann in 27 von 
31 Landkreisen ermöglicht, von 
den 22 kreisfreien städten in nrW 
machten 21 mit - nur eIne bis heute 
nICHt: Münster!

Die regierenden Kräft e in der hiesi-
gen Kommunalpoliti k ignorieren das 
thema wohl weitgehend. Auf Anfra-
ge an das Büro des Oberbürgermeis-
ters hin wurde mitgeteilt, dass die 
„politi schen Vertreter“ (wer immer 
das sei!) eine einführung des Dts 
aufgrund des äußerst engen Finanz-
spielraums der stadt für nicht mach-
bar hielten. Außerdem habe es auch 
von keiner ratsfraktion einen An-
trag zum thema gegeben!  Die Ver-
mutung liegt nahe, dass die Exper-
ten für Sozialpoliti k im Stadtrat an 
diesem thema parteiübergreifend 
nicht übermäßig interessiert sind. 

Was sollen wir von solch provin-
zieller Merkwürdigkeit halten? Ist 
unsere stadt wirklich die einzige in 

ganz nrW, die sich das Dts absolut 
nicht leisten kann? Alle anderen aber 
wohl? Da kommen doch erhebliche 
Zweifel auf! Kritische Beobachter 
munkeln gar von einer sozial- und 
verkehrspolitischen Blamage des 
stadtrats. Wir sind geneigt, DIeser 
einschätzung zu folgen! 

Berthold Schulte

Deutschlandti cket Sozial
Ja!

Landkreise:

Aachen / städteregion
Borken   25 €
Coesfeld
Düren
ennepe-ruhr-Kreis
euskirchen
Gütersloh
Heinsberg
Herford
Hochsauerland-Kreis
Kleve
Lippe
Märkischer Kreis
Mett mann

Kreisfreie Städte:

Bielefeld
Bochum
Bonn
Bott rop
Dortmund
Düsseldorf
Duisburg
essen
Gelsenkirchen
Hagen
Hamm

Landkreise:

Höxter
Olpe

Paderborn
Siegen-witt genstein

Minden-Lübbecke
Oberbergischer Kreis
recklinghausen
Rhein-Erft -Kreis
rhein-Kreis neuss
rhein-sieg-Kreis
rheinisch-Bergischer-Kreis
soest
steinfurt   25 €
Unna
Viersen
Warendorf
Wesel

Herne
Köln
Krefeld
Leverkusen
Mönchengladbach
Mülheim
Oberhausen
remscheid
solingen
Wuppertal

Kreisfreie Städte:

Münster

Nein!

Foto: Berthold Schulte
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Bis vor 70 Jahren ruckelte 
die „elektrische“, wie die 

seit Anfang des vergangenen Jahr-
hunderts in Münster verkehrende 
straßenbahn bei den einheimischen 
hieß, durch die Innenstadt und hin-
aus nach Uppenberg, Mauritz, Geist 
und Klein-Muffi  . Nach 53 Jahren war 
dann 1954 schluss mit der „heulen-
den Kurve“ auf dem Alten steinweg 
und den anderen rund zwölf Kilo-
meter schienen in der Innenstadt 
von Münster. 
Zunächst der elektrische Oberlei-

tungsbus und dann zügig die Diesel-
busse ersetzten die tram, die eine 
Gruppe unter dem Dach von Pro 
Bahn Münsterland nun wiederbe-
leben will. 

Straßenbahn für Münster

Pro Bahn will Machbar-
keitsstudie zur Straßenbahn 
in Münster

„Noch zögere die lokale Politi k und 
die Verkehrsbetreiber und -planer in 
Osnabrück bremsten sogar“, berich-
tete seyfert, der aber trotzdem Pro 
Bahn Münster zur Gründung einer 
Initi ati ve riet. Bei den zahlreich anwe-
senden straßenbahnfreund*innen, 
die überraschend gut im thema wa-
ren, fand Wolfgang seyfert viel Gehör.

„Wir werden eine Gruppe grün-
den, die einen ratsbeschluss zur 
Durchführung einer Machbarkeits-
studie durchsetzen soll“, erklärte 
anschließend ein Pro-Bahn-spre-
cher. Professor Wolfgang seyfert 
sieht dies positiv und verdeutlich-
te zum Abschluss: „In städten der Professor Wolfgang seyfert von 

der straßenbahn-Initiative Osna-
brück berichtete ende Oktober auf 
einer Pro-Bahn-Veranstaltung in der 
B-side, dass die ökologisch sehr ver-
trägliche Mobilität auf schienen und 
mit elektroantrieb weltweit eine re-
naissance feiere. 

schon seit geraumer Zeit setzten 
insbesondere städte in den fran-
zösischsprachigen Ländern (Frank-
reich, Belgien, Luxemburg, Kanada) 
auf den Aus-und neubau von stra-
ßenbahnen. Für Osnabrück ist eine 
80.000 euro teure Machbarkeitsstu-
die eines Dresdener Planungsbüros 
grundsätzlich positi v für die Reakti -
vierung der tram in Osnabrück aus-
gefallen.

Münster ist in Deutschland die 

nach Einwohner*innen gemessen 

größte Stadt, die nicht im Besitz 
einer Straßenbahn ist.

Größe von Münster und Osna-
brück brauchen Fußgänger*in ei-
nen gut funktionierenden ÖPnV. 
Die städte mit hohem ÖPnV-Anteil 
haben natürlich eine tram.“ Müns-
ter ist in Deutschland die nach 
einwohner*innen gemessen größ-
te stadt, die nicht im Besitz einer 
straßenbahn ist. (ws)

Pro Bahn sieht die Zukunft  auf der Schiene

Foto: Wolfgang Bensberg
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A
minata ist etwas über 
20 Jahre alt, als sie nach 
Deutschland kommt. sie 
spricht kein Deutsch, ja 

sie kann nicht mal lesen und schrei-
ben. Wegen eines Problems in der 
Familie war sie die einzige unter ih-
ren Geschwistern, die nicht zur schu-
le geschickt wurde. Darüber ist sie 
sehr traurig. Aminata will lesen und 
 schreiben lernen, damit sie hier arbei-
ten kann. es gibt spezielle Deutsch-
Integrati onskurse für Analphabeten, 
Aminata muss jedoch lange darauf 
warten. so habe ich fast täglich mit 
ihr lesen und schreiben geübt. 

Analphabeten

eine Leseschwäche werden meist 
eingewanderte, geflüchtete Men-
schen haben, denken viele. Jedoch 
übersieht das die größere Gruppe, der 
hier geborenen deutschen Menschen: 
es gibt auch Menschen mit einer Be-
hinderung oder Menschen mit einer 
Lese-rechtschreib-schwäche (Legas-
theniker) oder alte Menschen, die nie 
zum Lesen gefunden haben. 

Aminata will lernen, sie kommt gut 
voran. eine Hilfe waren dabei „kleine“ 
Bücher aus der stadtbücherei, die sich 

an Jugendliche und erwachsene 
richten – mit anspruchsvollen 
themen, aber in Leichter oder 
in einfacher sprache geschrie-
ben. Die Bücher sind also nicht 
in Kindersprache geschrieben. 
Alle diese Bücher erschei-
nen beim Spaß am Lesen Verlag 
hier vor Ort in Münster.  

„Leichte sprache“ soll Men-
schen mit geringen sprachli-

chen Fähigkeiten das Verstehen von 
Texten vereinfachen. Leichte Spra-
che heißt: „Zusammen-gesetzte“ 
Wörter bekommen einen Binde-
strich. es gibt nur Hauptsätze. Die 
Sprache benutzt nur Akti v und kein 
Passiv und so weiter. 

Einfache Sprache übersetzt: 
Das geht schon hoch hinaus.

Der Spaß am Lesen Verlag bemüht 
sich, den reiz an Büchern zu wecken. 
Die Auswahl der Bücher sind meist 
Bücher aus dem allgemeinen Buch-
markt und angepasst an die Lesefä-
higkeiten von „gering literarisierten 
Menschen“. Bücher in normaler spra-
che werden „übersetzt“, die sprache 
und die Plots werden so einfacher, 
Zeitsprünge und rückblenden ver-
mieden. Die Übersetzungen sind oft  
von Autoren geschrieben, die selbst 
einen hohen literarischen Anspruch 
haben und es verstehen, eine Ge-
schichte zu einem Buch zu machen. 

Eine anfängliche Kriti k war: das Ver-
einfachen verblödet die deutsche 
sprache. Jedoch gibt es auch diese 
rückmeldungen: „Das war das erste 
Mal, dass ich ein ganzes Buch gele-
sen habe.“ In vielen Fällen wird ein 
solches erfolgserlebnis dazu führen, 

Spaß am Lesen 
Verlag aus Münster fördert die teilhabe von Menschen, 

die nicht lesen können

Von Arnold Voskamp

In Deutschland gibt es über 6 Millionen Menschen, die nicht lesen und 

 schreiben können, oder sie können einzelne Worte oder Sätze, aber kaum 
einen ganzen Text verstehen. Eine weitere ebenso große Gruppe von Men-
schen tut sich schwer, einen ganzen zusammenhängenden Text zu lesen. 
Viele brauchen Hilfe beim Ausfüllen eines Formulars oder beim Lesen vom 
Beipackzett el eines Medikaments. Der Spaß am Lesen Verlag in Münster bie-

tet speziell für diese Menschen ein ständig wachsendes Angebot an leichter 

lesbaren Büchern und Zeitungen. Im Oktober hat der Verlag auf der Frankfur-
ter Buchmesse einen Preis bekommen. Wofür, und wie ist es dazu gekommen.

Verleger Ralf Beekveldt und 

das “Spaß am Lesen“-Team
Fotos: Spaß am Lesen Verlag
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neben romanen sind inzwischen 
verschiedene sachbücher im Pro-
gramm des Verlages. Die leicht les-
bare Zeitung „Klar & Deutlich“ er-
scheint gedruckt einmal im Monat, 
außerdem gibt es zwei digitale Wo-
chenzeitungen.

 

Deutscher Verlagspreis 2024

Der name Spaß am Lesen Verlag 
beschreibt ein hohes Ziel für einen 
Buchverlag, der Menschen das Lesen 
nahebringen will, welche bislang gro-
ßen Abstand dazu gehabt haben. Der 
Verlag ermöglicht ihnen mithilfe ver-
einfachter sprache den Zugang zur 
Literatur und damit die teilhabe an 
der Gesellschaft. Für sein Programm 
hat die deutsche staatsministerin für 
Kultur Claudia roth auf der Frankfur-
ter Buchmesse 2024 dem Verlag den 
Deutschen Verlagspreis verliehen.

 
Das entstehen des Verlages ist mit 

dem namen und der Geschichte von 
ralf Beekveldt, dem Gründer, verbun-
den. Er hatte in Holland als Journalist 
mehrfach über einrichtungen für be-

hinderte Menschen berichtet. Dabei 
fragte er sich, ob er nur über sie be-
richtet oder wie er etwas dafür tun 
kann, dass sie bessere Möglichkeiten 
zur gesellschaftlichen Teilhabe finden. 
Vor 30 Jahren begann er Bücher in ver-
einfachter sprache auf den Markt zu 
bringen - in Holland. Vor 15 Jahren ist 
der deutsche Markt dazugekommen, 
zudem auch england, Belgien und spa-
nien. Das Geschäft war anfangs sehr 
mühsam. „Wenn ich Bücher verkau-
fen will an Menschen, die nicht lesen 
wollen, „das ist, als wollte ich in Grön-
land Kühlschränke verkaufen.“

M ü n s t e r  _ 

ein zweites oder weiteres Buch in 
die Hand zu nehmen.

Bekannte Namen sind  
im Spaß am Lesen Verlag 
vertreten

Im Verlagsprogramm finden sich 
Bücher zu bekannten Filmen oder li-
terarischen Bestsellern. sie können 
zum Lesen verführen. „Ziemlich be-
ste Freunde“ war als Film ein großer 
erfolg. es ist die Geschichte des quer-
schnitts-gelähmten Philippe Pozzo di 
Borgo und seines Pflegers. Als Buch in 
einfacher Sprache hatte das 2013 für 
den Verlag den Durchbruch gebracht. 
Höchstpersönlich hatte sich Wolf-
gang Herrndorf dafür eingesetzt, dass 
sein Buch „tschik“ in einfacher spra-
che herauskommt, es ist heute der 
Bestseller im Verlag. Sebastian Fitzek 
hat gern die Lizenz für seine Krimis 
gegeben. Heute ist er schirmherr für 
Alphabetisierung. Auch der erfolg-
reich verfilmte Roman „Der Gesang 
der Flusskrebse“ von Delia Owens ist 
im Verlag erschienen. 

Ausgezeichnetes Programm:  

Staatsministerin Claudia Roth ehrt den  

Verlag mit dem Deutschen Verlagspreis 2024
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D
as sorgt dafür, dass derzeit 
fast jede fünfte Frau von 
Altersarmut betroffen ist. 
Laut Armutsbericht 2024 

des Paritäti schen wohlfahrtsverban-
des liegt die Armutsquote bei Frauen 
über 65 Jahren bei 19,4 Prozent, im 
Vergleich dazu bei Männern der glei-
chen Altersgruppe bei 15,1 Prozent.

Die Gründe sind vielfälti g: Alters-
armut ist als Folge geschlechtsspe-
zifi scher Ungleichheiten im Lebens-
lauf zu sehen. Bei Frauen kommt 
es häufiger zu familienbedingten 
Unterbrechungen in ihrer Erwerbs-
biographie. Zudem arbeiten Frauen 
häufi ger in Teilzeit oder in nicht sozi-
alversicherungspfl ichti gen Minijobs. 
Das liegt daran, dass sie oft  zusätzli-
che unbezahlte Arbeit in Form von 
sorgearbeit leisten. Frauen arbeiten 
auch häufi ger in schlecht bezahlten 
Berufen oder zu niedrigeren Löhnen 
als Männer. Auch die Karrierechan-
cen von Frauen stellen sich heute 
immer noch schlechter dar als die 
von Männern, und Frauen sind in 
Führungspositionen immer noch 
deutlich unterrepräsenti ert. 

Hartnäckige Rollenbilder und 
Traditi onen

Die Ursachen für diese Gründe lie-
gen letztlich immer noch in gesell-
schaftlich geprägten rollenbildern 
und -stereotypen, die oft  ein tradi-
tionelles Geschlechtermodell auf-
rechterhalten. ein weiterer Grund 
sind fehlende und unzureichende 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten. 

Auch die steuer- und sozialversi-
cherungsrechtlichen Ausnahme-
regelungen für Minijobs, die bei-
tragsfreie Mitversicherung in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
für ehegattinnen und -gatten und 
das sogenannte ehegattensplitting 

Armut im Alter 
ist vor allem weiblich 
Der „Gender Pension Gap“ bestraft  
Frauen in der rente noch einmal

Von Lena Dhaliwal  (cuba-Beratungsstelle Arbeit)

Der „Gender Pay Gap“, das geschlechtsspezifi sche Gehaltsgefälle 
 zwischen Männern und Frauen, hat Folgen bis ins Rentenalter. Bei den 
Alterseinkünft en nennt sich dieses Phänomen dann Gender Pension 
Gap. Er liegt in Deutschland laut Stati sti schen Bundesamt aktuell bei 
27,1 Prozent. Das heißt, die Alterseinkünft e in Deutschland liegen bei 
Frauen knapp ein Dritt el niedriger als bei Männern. Ohne Hinterblie-
benenrenten liegt der Gender Pension Gap sogar bei 39,4 Prozent.

Bei Frauen kommt es häufi ger zu familienbedingten 
Unterbrechungen in ihrer Erwerbsbiographie

Foto: Agneta Becker
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Zudem wird durch den 
demographischen Wandel 
in Deutschland die Zahl 
der älteren Menschen 
weiter steigen. nach Zah-
len des Stati sti schen Bun-
desamtes wird die Zahl 
von rentnerinnen und 
rentnern in Deutschland 
in den nächsten zehn Jah-
ren von aktuell 16,4 auf 20 
Millionen anwachsen. Da-
mit wird auch die Zahl der 
von Altersarmut betroff e-
nen Frauen immer größer. 
Es braucht politi sche For-
derungen und schlussfolgerungen, 
die umgesetzt werden müssen, um 
der wachsenden Altersarmut von 
Frauen entgegenzuwirken. 

Frauen benöti gen existenzsichern-
de Beschäft igungen, dafür müssen 
auch prekäre Beschäftigungen für 
Frauen eingedämmt und soziale 
Berufe besser bezahlt werden. Die 
Lohnungleichheit zwischen Frauen 
und Männern muss beseitigt wer-
den. es müssen gute Gleichstel-
lungskonzepte entwickelt und eine 
gleichberechti gte Teilhabe an Füh-
rungspositionen gestärkt werden. 
Der wiedereinsti eg und die Fortf üh-
rung der Erwerbstäti gkeit von Frau-
en muss stärker gefördert werden. 
es müssen bedarfsgerechte Kinder-
betreuungsplätze geschaffen und 
ausgebaut werden und Alleinerzie-
hende besser unterstützt werden. 
Helfen könnte auch die ersetzung 
des ehegattensplittings durch ein 
Besteuerungsmodell, welches kei-
nen negativen einfluss auf die er-
werbstäti gkeit von Frauen hat. 

Ein Thema, das auch 
Arbeitgebende angeht

rentenlücken von Frauen sollten 
zum thema für Arbeitgebende ge-

macht werden. Arbeitgebende soll-
ten verstärkt ihre entgeltstrukturen 
überprüfen und Maßnahmen ergrei-
fen, um den Gender Pay Gap zu ver-
mindern. Zudem kann die betrieb-
liche Altersversorgung von Frauen 
stärker in den Blick genommen 
werden und der Beschäftigungs-
grad von Frauen durch geeignete 
Maßnahmen erhöht werden. not-
wendig ist auch eine geschlechter-
gerechtere Verteilung unbezahlter 
sorgearbeit.  

Diese aufgeführten Maßnahmen 
können helfen, den Gender Pension 
Gap und damit das risiko für Frauen, 
von Altersarmut betroff en zu sein, 
mittel- und langfristig zu senken. 
Und das ist ein weiterer wichtiger 
Schritt  um der zunehmenden sozia-
len spaltung aufgrund von einkom-
mensungleichheit in Deutschland 
entgegenzuwirken.

1 Buslei, Hermann; Geyer, Johannes; 
Haan, Peter; Harnisch, Michelle (2019): 
Starke Nichti nanspruchnahme von 
Grundsicherung deutet auf hohe 

verdeckte Altersarmut. In: DIW 
Wochenbericht, ISSN 1860-8787, 
Deutsches Insti tut für Wirtschaft sfor-
schung (DIW). Berlin, Vol. 86, Iss. 49, 
pp. 909-917. htt ps://doi.org/10.18723/
diw_wb:2019-49-1

sorgen auf lange sicht für niedrige 
Alterssicherungseinkommen von 
Frauen. Denn das Alterssicherungs-
system in Deutschland richtet sich 
an Erwerbstäti gkeit aus und die Al-
tersrente ist damit ein spiegelbild 
des erwerbslebens.

Altersarmut ist immer noch ein 
gesellschaft lich tabuisiertes Thema, 
sie geht oft  Hand in Hand mit „ver-
schämter Armut“. Betroffene spre-
chen häufi g nicht über ihre fi nanzi-
elle Situati on und nehmen staatliche 
Leistungen wie die Grundsicherung 
im Alter nicht in Anspruch. Buslei et 
al. (2019)1 haben herausgefunden, 
dass nicht einmal jede zweite an-
spruchsberechti gte Person Grundsi-
cherung bezieht. 

Altersarmut trifft   mehr 
Frauen als Männer
Laut dem aktuellen Paritätischen 

Armutsbericht hat Deutschland der-
zeit insgesamt eine Armutsquote 
von 16 Prozent, die Ressourcen- und 
einkommensungleichheit führt zu-
nehmend zu einer tiefen sozialen 
spaltung. Viele Menschen sind auf 
Grundsicherungsleistungen ange-
wiesen, etwa jede*r fünft e Arbeit-
nehmende arbeitet im niedriglohn-
sektor. Immer weniger Menschen 
haben nennenswerte finanzielle 
Reserven. Um Deutschland resili-
enter gegenüber weiteren Krisen 
und Belastungen zu machen, ist es 
dringend erforderlich, die Armut 
und Armutsgefährdung im Land zu 
reduzieren.

Altersarmut ist immer noch ein 

gesellschaftlich tabuisiertes 

Thema, sie geht oft Hand in Hand 

mit „verschämter Armut“.

Janna Schipper
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Kamala Harris und mit ihr die Links-

liberalen in den USA sind krachend 

gescheitert. Donald Trump kehrt ins 

Weiße Haus zurück. Er wird in seiner 

zweiten Amtszeit die Welt mehr verän-

dern, als es ihm in der ersten Präsident-

schaft  von 2017 bis 2021 gelang. Neben 
der Beschleunigung des Klimawandels 

werden die Leidtragenden dieses er-

neuten Politi kwechsels in Washington 
in den USA insbesondere die 

Migrant*innen und zudem die wirt-

schaft lich benachteiligten Menschen 
sein, in Europa die Ukrai ner*innen ins-

besondere in den östlichen Landestei-
len und im Nahen Osten die 

Palästi nenser*innen. Zudem wird die 
produzierende Wirtschaft  außerhalb 
der USA Probleme mit dem Absatz 

ihrer Güter bekommen. Nach dem Zu-

sammenbruch der Ampel in Berlin 

droht nun im Windschatt en des Rechts-
rucks in den USA sowie der EU auch in 

Deutschland ein Politi kwechsel.

B
emerkenswert ist, dass die 
regierung bei der Aufstel-
lung des Haushaltes vor 
dem Hintergrund der wirt-

schaft spoliti schen Auseinanderset-
zung in der Koaliti on gescheitert ist. 
Wie seiner Zeit Bundeskanzler Ger-
hard schröder, der auf eine verlore-
ne wahl in Nordrhein-westf alen zu 
neuwahlen im Bund blies, hat auch 
Olaf Scholz mit der wahl in den USA 
einen äußeren Anlass zur Beendigung 
der Koaliti on aus Sozialdemokraten, 
Grünen und Liberalen gewählt. Dabei 
lässt sich der noch amti erende Kanz-
ler – anders als sein sozialdemokra-
ti scher Vorgänger – nicht von seinen 
individuellen Vorstellungen blenden, 
sondern sieht in der vorgezogenen 
neuwahl mit von ihm gesetzten the-
men seine letzte Chance.

Wirtschaft  und Finanzen im 
Zentrum der Bundestagswahl

Olaf scholz ist überzeugt, dass er 
für eine arbeitsplatz- und exporto-
rienti erte wirtschaft  steht und zu-
dem als ehemaliger Finanzminister 
unter CDU-Kanzlerin Angela Merkel 
für kreati ve Finanzwirtschaft  präde-
sti niert ist. So wie er 2021 mit der 

Betonung des respektes vorein-
ander den ton der Zeit traf, glaubt 
der gebürti ge Osnabrücker nun mit 
Wirtschaft und Finanzen punkten 
zu können. Die Chancen, dass diese 
themen den Wahlkampf dominieren 
werden, sind nicht schlecht, denn 
neben Scholz und seiner SPD dürft e 
auch CDU-Gegenkandidat Friedrich 
Merz, ehemaliger Deutschlandre-
präsentant des weltgrößten in new 
York ansässigen Vermögensverwal-
ters Blackrock, und die Christdemo-
kraten sowie der entlassene FDP-Fi-
nanzminister Christi an Lindner, der 
nach der Neuwahl in neuer Koaliti -
on wieder Finanzminister werden 
will, mit diesen themen punkten 
wollen. Auch der grüne Frontmann, 
wirtschaft sminister Robert Habeck, 
setzte schon von seiner bisherigen 
Regierungstäti gkeit in Berlin her auf 
das Thema wirtschaft . Dabei dürf-
te bei den Grünen, wie schon nach 
dem Beginn des Krieges in der Ukra-
ine, der schutz des Klimas, der natur 
und der Umwelt in den Hintergrund 
rücken. Bleibt schließlich die Frage, 
was bedeutet dieser Wahlkampf 
und schließlich sein wahrscheinli-
cher Ausgang mit einer von Merz 
geführten Koaliti on für das Soziale?

Wirtschaftspolitik 
zu Lasten des 
Sozialen?
2025 wird es in Deutschland 
kälter werden

Von Werner Szybalski
Bild

: A
gneta Becker
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FDP als Zünglein an der Waage

Die reichen und insbesondere die superreichen, 
die schon von der trump-Wahl und der neuen 
rechtsgerichteten EU-Kommission stark profitiert 
haben, werden zweifelsfrei die Wahlsieger sein. Die 
CDU und die CSU in Bayern werden gemeinsam die 
meisten Stimmen bekommen und damit die führende 
Kraft in der zukünftigen Bundesregierung sein. Gut 
für vermögende Menschen – schlecht für die Öffentli-
che Infrastruktur, für die Kommunen, für die finanziell 
nicht privilegierte untere Hälfte der Bevölkerung so-
wie für das Klima.

Die sozialdemokraten werden nach der Wahl zer-
rissen sein, denn die Machtorientierten werden in 
die Merz-regierung drängen, während sozis mit so-
zialem Gewissen in die Opposition wollen und viel-
leicht sogar gemeinsam mit Linken, Ökolog*innen, 
rentner*innen, Bürgergeldempfänger*innen und 
den prekär im niedriglohnsektor beschäftigten 
Menschen auf der straße demonstrieren. 

Die FDP wird alles versuchen, Leihstimmen der CDU 
zu ergattern, um so in den Bundestag zurückzukehren 
und wieder das Zünglein an der politischen waage 
Bundesregierung zu sein. Mit ihrem Programm errei-
chen die deutschen Liberalen nur ein oder zwei Pro-
zent der Menschen, weshalb die fehlenden drei Pro-
zent mit Wahlversprechen gegenüber Wähler*innen 
anderer Parteien – insbesondere bei CDU und CSU 
– geholt werden müssen. spricht sich Merz für eine 
Koalition mit der FDP aus, dürfte die Strategie erfolg-
reich sein - für die Liberalen.

Die Grünen regieren, wo sie können. egal, ob als 
chancenloser Kanzlerkandidat oder als spitzenkan-
didat seiner Partei wird robert Habeck einen Wahl-
kampf führen, der die Grünen als „Partei der Mitte“ 
präsentiert. So behalten sie alle Optionen offen, wo-
bei sie vermutlich nur in der vor sieben Jahren durch 
Lindner gescheiterten „Jamaika-Koalition“ eine echte 
Regierungs- und Machtoption besitzen. Ihren ehema-
ligen Markenkern Ökologie und Nachhaltigkeit wer-
den sie unter dem schlagwort „Grüner Kapitalismus“ 
und der Forderung nach mehr individueller selbstver-
antwortung tarnen. Ob es zur regierungsbeteiligung 
reicht, hängt aber allein vom Vertrauen und damit 
Wahlverhalten ihrer zuletzt ständig und auf allen po-
litischen Ebenen enttäuschten Stammklientel ab.

 

AfD wird nur von Linken und Sahra  
Wagenknecht bekämpft werden

Auch die selbsternannte „Alternative für Deutsch-
land“ hat ihren Markenkern durch den aktuellen 
regierungssturz in Berlin und die entwicklungen 
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arbeitete Feld der sozialen Gerech-
ti gkeit erfolgreich zu besetzen. Den 
angeblich woken Linksliberalismus 
zu bekämpfen, wird kein Wahl-
kampfh it von wagenknecht, da alle 
Ausgegrenzten, Diffamierten und 
Abgehängten im kommenden Wahl-
kampf von allen oben genannten 
Parteien links liegen gelassen wer-
den.

Linkes Potenti al ist aktuell 
begrenzt

Bei Wahlen in Deutschland dürf-
te zurzeit das Potential für linke 
Wirtschafts- und sozialpolitik bei 
rund neun Prozent liegen. Ob nun 
die einen sechs (Wagenknechte) 
und die anderen (Linkspartei) drei 
oder beide nur jeweils 4,5 Prozent 
bekommen, hängt einerseits vom 
Wahlverhalten der links fühlenden 
stammwähler*innen von sPD und 
Grünen ab und andererseits von der 
schwerpunktsetzung der beiden 
um linke Wähler*innen konkurrie-
renden Parteien. Weder AfD noch 
BsW (Bündnis sahra Wagenknecht) 
werden außerhalb der migrations-
feindlichen Wähler*innengruppe 
mit dem thema Zuwanderung be-

in Brüssel und Washington verlo-
ren. Migration ist im nach rechts 
wanderndem europa nur noch ein 
sicherheitsthema an den Grenzen 
der Vereinigung. Zwar werden die 
Rechten weiterhin die massenhaft e 
Ausweisung aller oder vieler zuge-
wanderter Menschen propagieren, 
doch die von scholz, Merz, Lindner 
und Habeck gesetzten Wahlkampf-
schwerpunkte wirtschaft  und Finan-
zen wird den nächsten Wahlerfolg 
der AfD verhindern.

Bekämpfen werden die AfD im 
wahlkampf lediglich die vom Un-
tergang bedrohten Mitglieder der 
Linkspartei sowie die ehemaligen 
Linken in der Wagenknecht-Grup-
pierung. Parteigründerin sahra Wa-
genknecht und ihre Gefolgschaft 
haben durch trumps sieg ihre bis-
herige erfolgsstrategie Friedens-
politik und damit auch ihr Allein-
stellungsmerkmal verloren, da die 
Ukraine im nächsten Jahr von der 
Trump-Administrati on in den USA in 
einen Waffenstillstand gezwungen 
werden wird. Bleibt auch den Links-
Abtrünnigen nur im Wahlkampf der 
Versuch, dass lediglich von kleinen 
teilen der sPD und den Grünen be-

ziehungsweise Abschiebung punk-
ten können.

Die Linke muss sich deshalb grund-
sätzlich nur in Abgrenzung zum BsW 
und zur AfD mit Migrati on im wahl-
kampf beschäft igen. Zentral wird im 
linken Wahlkampf, wie es mit der so-
zialen Absicherung in Deutschland 
weitergeht. Diese Frage müssen Lin-
ke im Wahlkampf überzeugend be-
antworten, wenn im nächsten Bun-
destag noch Parlamentarier*innen 
sitzen wollen, die sich um die untere 
Hälfte der Gesellschaft und deren 
überleben kümmern möchten. An-
gesichts dieser aufgezeigten Pers-
pekti ven zur vorgezogenen Bundes-
tagswahl, ist aber schon jetzt klar: 
es wird in Deutschland klimatisch 
wärmer und sozial kälter werden.

ziehungsweise Abschiebung punk-
ten können.

Montag 10:00 – 16:00 Uhr SERVICEZEIT
Dienstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT
 14:00 – 16:00 Uhr Ideenschmiede
 16.00 – 18:00 Uhr Computerkurs
Mitt woch 10:00 – 11:30 Uhr Der Pfl anzendoktor
 11:30 – 13:00 Uhr Teamsitzung und -schulung
 14:00 – 16:00 Uhr Sprachkurs
 16:00 – 18:00 Uhr off ener Treff 
Donnerstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT (für alle)
 14:00 – 18:00 Uhr SERVICEZEIT (nur für Frauen) 
Freitag 10:30 – 13:00 Uhr Freitagsfrühstück
 13:00 – 16:00 Uhr off ener Treff 

 14:00 – 18:00 Uhr SERVICEZEIT (nur für Frauen) 

MALTA – Münsters Arbeitslosentreff  

Achtermannstraße (bahnhofsnah) sucht 

Unterstützer*innen, die Erwerbslosen 

und Gefl üchteten beim Ausfüllen 

amtlicher Formulare, der stellensuche 

u.a. hilfreich zur seite stehen möchten. 

• Att rakti ve Zuverdienstmöglichkeit 

ohne Abzüge durchs Jobcenter für 

„Bürgergeld“-empfänger*innen.

• Anerkanntes Prakti kum für 

schüler*innen und studierende der 

sozialen Arbeit. 

Mail: malta@maltanetz.de / 

Tel. MS-4140553 

oder einfach mal vorbeischauen: 

Achtermannstr. 10-12, im Hof des cuba.  

Wir freuen uns auf euch!
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A
m 29. August 2024 or-
ganisierten die Bera-
tungsstellen Arbeit aus 
Münster und aus dem 
Kreis Warendorf ein 

Quiz „Faire Arbeit: Verhinderung 
von Arbeitsausbeutung“ für zuge-
wanderte sprachkursteilnehmende 
des Bildungsinstitut Münster e.V.. 
Ziel der Akti on sollte es sein, zuge-
wanderten Menschen einige wichti -
ge Grundlagen des Arbeitsrechts in 
Deutschland näher zu bringen, auf 
das Informati ons- und Beratungsan-
gebot der Beratungsstellen Arbeit 
aufmerksam zu machen und so vor 
Arbeitsausbeutung zu schützen. 

Gerade zugewanderte Menschen 
geraten durch sprachhemmnisse und 
fehlende Informati onen zum Arbeits-
recht in Deutschland schnell in prekä-
re und/oder ausbeuterische Arbeits-
verhältnisse. Durch das Quiz „Faire 

Ein Quiz
als Präventionsmaßnahme 
gegen Arbeitsausbeutung

eine erfolgreiche kooperative Präventionsmaßnahme gegen 
Arbeitsausbeutung der cuba -Beratungsstelle Arbeit, dem 
impulse e.V. und dem Bildungsinstitut Münster e.V.

Arbeit: Verhinderung von Arbeitsaus-
beutung“ haben die teilnehmenden 
des B2-sprachkurses vom Bildungsin-
sti tut Münster e.V. wichti ge arbeits-
rechtliche Informationen erhalten, 
z.B. zum gesetzlichen Mindestlohn in 
Deutschland, dem Umgang mit einer 
Kündigung und der Möglichkeit einer 
Kündigungsschutzklage. 

Das Quiz war eine erfolgreiche Prä-
ventionsmaßnahme gegen Arbeits-
ausbeutung. Die teilnehmenden 
konnten auf spielerische Weise wich-
ti ges Vokabular zum Thema Arbeits-
recht erlernen und die eigenen rech-
te und Pfl ichten im Arbeitsverhältnis 
verstehen, um damit gut informiert 
nach erfolgreichem Abschluss ihres 
sprachkurses eine Arbeitsstelle zu 
finden, um kein Opfer von Arbeits-
ausbeutung zu werden.

Judith Appel (cuba-Beratungsstelle Arbeit)

Taria Schneiders
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Im Haushaltsplan 2025 sind erheb-
liche Kürzungen im Bereich Soziales 

beschlossen worden. Die Arbeitsge-

meinschaft  der Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspfl ege in NRW, so 
auch der Paritäti schen Wohlfahrts-
verband, müssen ihre Unterstützung 

und Hilfen einschränken.

D
ie Sperre Redakti on hat das 
nrW Arbeits- und sozial Mi-
nisterium kontaktiert und 
bat um eine stellungnahme 

bzw. um ein Interview mit Minister 
Karl-Josef Laumann. Fragen wurden 
schriftlich eingereicht. einige Zeit 
später bekam unser Redakti onsbüro 
die Antworten in Form einer e-Mail-
Zusendung. 

SPERRE: Momentan wird über 

Möglichkeiten von Gegenmaßnah-
men beraten, wenn Arbeitslose und 

SGB-II-BezieherInnen  Leistungen 
beziehen, sich aber weigern, eine 

Arbeit anzunehmen. Wie ist Ihre 
Einschätzung zu diesem Thema?

Laumann: Wir müssen bei der De-
batt e um die so genannten" Total-
verweigerer" aufpassen, dass wir 
nicht in ein schwarz-Weiß-Denken 
verfallen. Im Jahr 2023 waren laut 
der statistik der Bundesagentur 
für Arbeit bundesweit 128.000 er-
werbsfähige Personen von einer 
Leistungsminderung betroff en. Das 
ist gemessen an allen Personen, die 
vom Jobcentern betreut werden 
und arbeiten können, gerade einmal 
jeder zweihundertste.

Zahlen von mindestens 100.000 

dieser SGB-II-Leistungsbezieher 
werden genannt. Es werden also 

immer weniger...

Laumann:  Die überwiegende 
Mehrzahl von denen wird übrigens 
deshalb sanktioniert, weil sie sich 
nicht beim Jobcenter gemeldet ha-
ben. Dagegen gibt es vergleichs-
weise wenige Menschen, deren 
Leistungen gemindert werden, weil 
diese ein konkretes Angebot einer 
Arbeit, Ausbildung oder sonstiger 
Maßnahme ausgeschlagen haben. 
Im letzten Jahr gab es bundesweit 
nur vergleichsweise wenige neu 
festgestellte Leistungsminderun-
gen, weil Leistungsbezieher eine Ar-
beit, Ausbildung oder sonsti ge Maß-
nahme nicht angenommen hatt en. 

Schwerwiegende 
Auswirkungen 
bei Kürzungen Karl-Josef Laumann – Foto
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Warum ist das Thema gerade dann 
so mit Emotionen aufgeladen?

Laumann: Klar ist: solidarität kann 
keine einbahnstraße sein. Die steu-
erzahlerinnen und steuerzahler, die 
die Grundsicherungsleistungen fi-
nanzieren, erwarten zu recht, dass 
Menschen, die Leistungen erhalten, 
sich auch um Arbeit bemühen. Wer 
ein konkretes Arbeitsangebot dann 
nicht antritt, muss auch spüren, dass 
die solidarität der Gemeinschaft 
auch Grenzen hat. Wir haben in 
vielen Bereichen längst nicht mehr 
„nur“ einen Fachkräftemangel, son-
dern insgesamt einen Arbeitskräfte-
mangel. Zugleich gibt es immer noch 
viel zu viele arbeitslose Menschen. 
Da müssen wir besser werden und 
mehr Anstrengungen darauf ver-
wenden, dass die Jobcenter diese 
Menschen in Arbeit vermitteln.

Wie kann es denn sein, dass das 
Jobcenter Münster beispielsweise 

die Förderung von den sogenann-
ten 1 Euro Jobs und ähnlichen 

Arbeitsstellen-Subventionen 
reduziert hat? Es werden da viele 

Zuschüsse gekürzt, die Arbeitslo-
sen helfen könnten. Wie erklären 
Sie diese Maßnahmen?

Laumann: Bei den AGH-stellen, 
den “ein-euro-Jobs“, handelt es sich 
um sehr niederschwellige Maßnah-
men, die sich an arbeitsmarktferne 
Menschen richten, die bisher nicht 
in Arbeit gebracht werden konn-
ten. Bei der 16i-Förderung geht es 
um die langfristige Förderung von 
echter sozialversicherungspflichti-
ger Arbeit. Hierbei freut es mich be-
sonders, dass rund 35 Prozent der 
Förderfälle in der Privatwirtschaft 
umgesetzt werden, wo wir gute 
übergangschancen nach Förderen-
de haben. Aber auch die 38 Prozent 
der stellen bei der Freien Wohl-
fahrtspflege und die 27 Prozent bei 
der öffentlichen Hand bieten gute 

Beschäftigungsmöglichkeiten für 
ehemalige Langzeitarbeitslose. seit 
Beginn der Förderung konnten in 
nordrhein-Westfalen rund 40.000 
Menschen von der Fördermöglich-
keiten des teilhabechancengesetzes 
profitieren.

Umso nachdrücklicher nochmal die 

Frage... Worauf stützen sich diese 
Kürzungen?

Laumann: nach den aktuellen Pla-
nungen im Bundeshaushalt werden 
die Mittel für arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen ab 2025 stark re-
duziert. Diese entwicklung betrifft 
alle Jobcenter und damit auch das 

Nach den aktuellen Planungen  

im Bundeshaushalt werden die 

Mittel für arbeitsmarktpolitische 

Maßnahmen ab 2025 stark 

reduziert.
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Jobcenter Münster. schon jetzt sind 
Einschnitt e spürbar. Das liegt daran, 
dass die Jobcenter mit Blick auf die 
zukünft ig sinkenden Finanzmitt el bei 
den langlaufenden Maßnahmen häu-
fi g schon proakti v auf die Bremse tre-
ten mussten. Außerdem haben sich 
im letzten Jahr bereits die tarifl ichen 
Gehaltssteigerungen in der Verwal-
tung der Jobcenter ausgewirkt. 

Welche Folgen hat das alles für 
den Sozialstaat?

Laumann: Nach übereinsti mmen-
der einschätzung aller wesentlichen 
Akteure ist der soziale Arbeitsmarkt 
ein erfolgreiches Instrument, um 
Langzeitarbeitslose in sozialversi-
cherungspfl ichti ge Beschäft igung zu 
bringen. Die Kürzung bei der För-
derung Langzeitarbeitsloser wird 
daher womöglich teils schwerwie-
gende Auswirkungen auf die träger-
landschaft  vor Ort haben und insbe-
sondere die sozial schwächsten in 
der Gesellschaft  treff en. 

Wie sieht dann die Zukunft  am 
Arbeitsmarkt aus?

Laumann: Ausgerechnet bei den 
Jobcentern zu sparen, ist daher kei-
ne gute Idee.

Denn wir stehen gesellschaftlich 
vor einer riesen-Herausforderung: 
In den nächsten zehn Jahren werden 
1,5 Millionen Beschäft igte in Nord-
rhein-westf alen aus Altersgründen 
den Arbeitsmarkt verlassen. Um die 
stabilität und Finanzierung unserer 
sozialen sicherungssysteme zu ge-
währleisten, müssen wir die Zahl 
der sozialversicherungspfl ichti g Be-
schäftigten aber konstant halten. 
Dazu müssen die Jobcenter durch 
die Vermittlung von Arbeitslosen 
in Arbeit einen erheblichen Beitrag 
leisten. 

Das Land setzt sich daher beim 
Bund massiv für eine auskömmliche 
Finanzierung der Jobcenter ein.  

Und wie steht es um das Projekt 

Job-Turbo und die Arbeitsintegrati -
on von Migranten? 

Laumann: Wir müssen hier un-
terscheiden: es gibt den Job-turbo 
der Bundesregierung, der bei den 
Jobcentern durchgeführt wird, bei 
denen die Bundesagentur für Arbeit 
und die kommunalen träger ge-
meinsam die Verantwortung tragen.

Diese Klarstellung wurde in 

anderen Interviews zu diesem 

Thema auch immer wiederholt 

betont. 

Laumann:  in nrW haben wir das 
„Vermittlungsoffensive“ genannte 
Programm, welches zur Fachkräf-
teoffensive gehört und bei den 
Jobcentern in ausschließlich kom-
munaler Trägerschaft  verortet ist; 
zu letzterem gehört auch Müns-
ter. Der Job-turbo der Bundesre-
gierung zielt alleine auf die Arbeits-
markti ntegrati on von gefl üchteten 
Menschen ab. 

Funkti oniert die Bundesstrategie 
zur schnellen Arbeitsintegrati on 
von Migranten? Ist das Projekt des 

Bundesministers für Arbeit, ihres 

Kollegen auf Bundesebene, erfolg-
reich? Wie ist ihre Einschätzung?

Laumann: Die Vermitt lungsoff en-
sive der Landesregierung, für die 
spreche ich hier, richtet sich da-
gegen zwar insbesondere auch an 
Geflüchtete, aber nicht nur. Alle 
Menschen, die von den Jobcentern 
betreut werden, sollen davon pro-
fi ti eren und noch besser als bisher 
in Beschäftigung vermittelt wer-
den. Dabei sind die Unternehmen 
wichtige Partner. es geht um eine 
möglichst schnelle und umfassen-
de Ansprache und Akti vierung der 
erwerbsfähigen Leistungsberech-
ti gten durch die Jobcenter. Dahin-
ter steht die Idee: Jede(r) wird ge-
braucht, Jede(r) soll ein Angebot 
erhalten - und jede(r) muss sich 
einbringen, um mit Hilfe der Unter-
stützungsangebote der Jobcenter 
den Übergang in Beschäft igung zu 
schaff en. 

Was sind die Ergebnisse?

Laumann: Die bisherigen erfah-
rungen aus der Vermitt lungsoff ensi-
ve sind dabei ermuti gend. Es liegen 
zwar noch keine konkreten Auswer-
tungen vor, aber die Integrations-
zahlen bei den Jobcenter sind off en-
bar deutlich gesti egen. wir erklären 
uns das damit, dass innerhalb der 
Vermittlungsoffensive mehr Bera-
tungsgespräche geführt werden 
und dass dadurch Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer besser zusammenge-
führt werden können.

Nach übereinsti mmender 
Einschätzung aller wesentlichen 

Akteure ist der soziale Arbeitsmarkt 

ein erfolgreiches Instrument

Foto: Agneta Becker
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W
enn die ehemalige re-
gierungspartei, die den 
Begriff Liberal im na-
men trägt und Freiheit 

als ihren Markenkern begreift , wenn 
diese politi sche Partei in der wähler-
gunst gegen null tendiert, dann ist 
dieser Fall eine Gelegenheit, sich über 
die Freiheit ein paar Gedanken zu ma-
chen. Denn das Phänomen Freiheit 
ist dem Begriff  nach nicht nur zentral 
für das politisch-ethische Wertege-
rüst und dem selbstverständnis des 
westens, der Begriff  ist zudem auch 
höchst subjekti v und interpreti erbar. 
Freiheit lässt sich wie kaum ein ande-
rer Begriff  umdeuten, zurechtbiegen 
und pervertieren, um allerlei Miss-
stände, Ungerechti gkeiten, selbst un-
vorstellbare Grausamkeiten zu recht-
ferti gen.

Die politi sche Theorie unterschei-
det zwischen negati ver Freiheit und 
positi ver Freiheit, der bloßen Freiheit 
von etwas und der echten Freiheit zu 
etwas. In autoritären Gesellschaft en 
lediglich in ruhe gelassen zu werden, 

weil man sich freiwillig oder gezwun-
genermaßen der politi schen Teilhabe 
entzieht, bzw. dazu unter strafandro-
hung genöti gt wird, ist keine Freiheit 
im positi ven Sinne.

echte Freiheit kann in verschiede-
nen Formen Ausdruck finden: Zum 
Beispiel autonom und souverän die 
Fähigkeit zu besitzen, entscheidun-
gen fürs eigene Leben zu treff en. Des 
Weiteren die Fähigkeit, physikalische 
Gesetzmäßigkeiten den persönlichen 
Zwecken anzupassen, soll heißen die 
Vernunft  frei und aus sich heraus zu 
mäßigen, Sti chwort kulturelle Teilha-
be. Bewegungsfreiheit durch raum 
und Zeit, zudem einen freien Bezug 
zur Welt zu haben, gemeint ist, diese 
mit individuellen Möglichkeiten ver-
ändern zu können. nicht zuletzt die 
auf empathie zielende selbsterkennt-
nis, dass die Freiheit für die Mitmen-
schen die gleiche Geltung besitzt wie 
für einen selbst.

In der praktischen Umsetzung, 
im Altersdingen, wird Freiheit be-
deuten: Zugang zu Bildung und zur 
Gesundheitsversorgung, auch zu 

Nachrichten aus der unmitt elbaren 
Umgebung und der welt. Dass De-
monstrati onen ermöglicht werden, 
die den Herrschenden nicht gefal-
len. Dass es in einer Gesellschaft  kei-
ne abgeschott eten Eliten gibt, sei es 
durch Herkunft  oder sei es durch die 
Größe des Geldbeutels. Dass beleg- 
und nachprüfb are Fakten als solche 
anerkannt werden. Und dass all das 
unteilbar ist und für alle Menschen 
gilt. ein freier Mensch ist ein Indivi-
duum, aber nie allein und erst recht 
nicht unter unfreien Mitmenschen.

Schatt enseiten der Freiheit sind ek-
latante wirtschaft liche Ungleichheit 
und die Privati sierung großer Teile 
der staatlichen Daseinsfürsorge, der 
rassismus ist es sowieso. Dass rech-
te Parteien außerhalb des demokra-
ti schen Rechts Menschen gegenein-
ander aufh etzen, dass in den sozia-
len Medien redefreiheit bedeutet, 
die bizarrsten Lügen zu verbreiten, 
das ist unter allen Umständen ab-
norm und fern jeglicher Freiheit - 
weit unter null!  (ct)

Wissen was 
Freiheit heißt

Illustrati on: Agneta Becker
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V
on blühenden Landschaften 
im Gebiet der ehemaligen DDr 
fantasierte damals der Bundes-

kanzler der Wiedervereinigung: Hel-
mut Kohl von der bei der ersten Wahl 
im wiedervereinigten Deutschland er-
folgreichen CDU. Aus seinen Verspre-
chungen wurde bekanntlich nichts und 
heute machen die mit viel Westgeld 
(u. a. Solidaritätszuschlag) und EU-För-
derung aufgemöbelten ostdeutschen 
Bundesländer eher schlagzeilen mit 
überdurchschnittlichen Wahlergeb-
nissen für die rechtsradikale AfD und 
breitem Bekenntnis zum neugegründe-
ten Bündnis sarah Wagenknecht (BsW) 
und deren nähe zu russland.

Bleibende Unterschiede

Der Wissenschaftler steffen Mau 
analysierte die Unterschiede zwischen 

den wiedervereinten Deutschen in 
Ost und West. In seinem Buch „Un-
gleich vereint – warum der Osten 
anders bleibt“ nutzt er zur erklärung, 
warum dies auch noch eine Weile so 
bleiben wird, den Begriff  der „Ossifi -
kati on“. Dieser medizinische Begriff , 
der „Knochenbildung“ oder „Ver-
knöcherung“ beschreibt, war schon 
vor über 20 Jahren von der damali-
gen PDs-Bundestagsabgeordneten 
Angela Marquardt in die Diskussion 
gebracht worden. tatsächlich ergäbe 
er aber erst heute erkennbaren sinn, 
weil auch die nachwendegenerati-
onen sich über ihr „ostdeusch sein“ 
defi nierten.

eine seiner wesentlichen erkennt-
nisse ist, dass es in vielen für die 
einstellung und das empfinden der 
Menschen entscheidenden Katego-

rien – von wirtschaft  über Politi k bis 
hin zu Mentalität und Identi tät – „blei-
bende Unterschiede“ zwischen dem 
Westen und dem Osten Deutschlands 
gibt. Aus dieser trennung sei auch der 
„Ossi“ begrifflich entstanden, dem 
tatsächlich in den alten Bundeslän-
dern keine „Wessi“-Identität gegen-
überstünde.

Ostdeutschland 
sei im Gegensatz 
zum Westen ein 
„Land der kleinen 
Leute“ und leide 
unter anderem 
auch an „drama-
tischer eliten-
schwäche“. Aus 
diesen realen 
Unterschieden 
sei ein neues 

„Ossi“-Identität ist 
generationenübergreifend stabil
Steff en Mau auf der Suche nach den Ursachen der ungleich vereinten Deutschen
Von Werner Szybalski

Länger als eine Generati on ist die einzige erfolgreiche Re-
voluti on in Deutschland schon her. Aus dem Aufb egehren 
muti ger, kriti scher und überwiegend anti autoritär denken-
der Menschen wurde die Deutsche Demokrati sche Repu-
blik (DDR) schließlich von Menschen mit Hoff nung auf ein 
westlich-konsumorienti ertes Leben abgeschafft  . 
Der Soziologe Steff en Mau von der Humboldt-Universität 
Berlin, ein gebürti ger Rostocker des Jahrgangs 1968, hat 
jüngst untersucht, warum fast 35 Jahre nach der Revolte 
noch immer ein großer Unterschied zwischen Menschen 

im Osten, also den gelegentlich noch immer „neue Bundes-

länder“ genannten Regionen, und den Bewohner*innen 

der alten Bundesrepublik gibt. 

Drei weitere lesenswerte Bücher - Was hält Gesellschaft en 
eigentlich zusammen? - ergänzen diese Bücherschau.

Victoria Krisai
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„Ost bewusstsein“ entstanden, wie 
auch die Menschen in den stadien 
und Arenen durch „Ostdeutschland, 
Ostdeutschland“-rufe immer wieder 
lautstark verdeutlichen. einerseits 
würde auf die Familiengeschichte 
der Ostdeutschen zurückgeblickt und 
andererseits würde aus der erlebten 
innerdeutschen Benachteiligung ein 
„Oststolz“ entwickelt, der sicherlich 
auch von nicht unerheblichem trotz 
getragen sei. Mau will auch nicht aus-
schließen, dass es sogar Parallelen 
zum Phänomen der „rekulturalisie-
rung“ gibt, wie sie bei Angehörigen 
der zweiten und dritten Generati-
on von Migranten vorkommen. Die 
nachkommen sind sensibler für Dis-
kriminierungen als ihre eltern und 
Großeltern und treten gleichzeitig er-
heblich selbstbewusster auf. Das Be-
kenntnis „ostdeutsch“ zu sein, trägt 
zugleich die Forderung nach Gleich-
stellung und Anerkennung in sich. 
So ist für Steffen Mau klar, dass sich 
der Osten dem Westen, zumindest in 

nächster Zeit, nicht annähern wird, 
denn so steffen Mau, es habe „jen-
seits ungleicher ökonomischer Bedin-
gungen“ ein „eigenständiger Kultur- 
und Deutungsraum Ostdeutschland“ 
herausgebildet.

Mangelnde Bindung an 
Parteien und Institutionen 
der Bürgerschaft
steffen Mau verweist auf die ge-

ringe Bindung der Menschen in Ost-
deutschland an Parteien und Institu-
tionen der Zivilgesellschaft. So seien 
von 100 Wähler*innen weniger als 
einer, Mitglied einer Partei. Zudem ist 
die ostdeutsche Parteienlandschaft, 
wie auch viele Landkreise durch den 
großen Männerüberschuss, sehr mas-
kulin geprägt. 80 Prozent der Partei-
mitglieder seien Männer.

warum die CDU in Ostdeutschland 
besser dasteht als die Ampelparteien, 
ist für Steffen Mau ganz klar: Die CDU 

hat aus der DDR die Blockflötenpar-
tei übernommen. Dies war sPD oder 
den Grünen nicht möglich. Da sie ers-
te Wahlsiegerin war, baute sie auch 
örtliche strukturen aus oder auf, was 
ihr zu der heutigen Größe verhalf. 
Die FDP erreichte mangels sozialer 
Oberschicht und breiter beruflicher 
selbständigkeit in der Arbeitnehmer-
gesellschaft im Osten, dem „Land der 
kleinen Leute“, keine Bedeutung.

Anders sieht das bei der AfD aus, 
die sich als „Kümmerer-Partei“ vor 
Ort engagiert und den Unwillen der 
Menschen aufnimmt, die sich von de-
nen da oben, was zumeist mit Mer-
kel oder Ampel übersetzt wurde und 
wird, nicht repräsentiert fühlen. Die 
faschistoide Ausrichtung vieler akti-
ver AfDler berührt die Menschen we-
nig, offensichtlich auch wegen ihrer 
Ferne zur parlamentarischen Politik 
und ihren Mandatsträger*innen. Da 
sollen es doch für rund ein Drittel 
der ostdeutschen wahlberechtigten 
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auch „die“, gemeint ist die AfD und 
inzwischen auch das Bündnis sarah 
Wagenknecht, einmal an der regie-
rung versuchen dürfen.

„Labor der Parti zipati on“ – 
basisdemokrati sche 
Elemente als Lösung
steffen Mau analysiert bezüglich 

der Parteienbindung und den Insti -
tuti onen der Zivilgesellschaft  bei vie-
len Menschen in Ostdeutschland ein 
großes Defi zit. wie oben in der „Ver-
festi gungsthese“ beschrieben, wirkt 
in Ostdeutschland die „Geschichte 
in Strukturen und Identi täten nach“ 
(familiären Wohlstand, Geschlech-
terverhältnis, unzureichende Ausei-
nandersetzung mit den gesellschaft -
lichen Grundlagen der seD-Diktatur). 
Mau hält die Ostdeutschen nicht für 
antidemokratisch oder politikver-
drossen. Allerdings sei diese politi-
sche Kultur durch eine vor, um und 
nach 1989 spezielle „Parteienpoli-

ti kverdrossenheit“ gekennzeichnet, 
der, so Mau, mit konkreten, expe-
rimentierfreudigen Antworten aus 
dem „Labor der Parti zipati on“ begeg-
net werden könne oder auch müsse.

Als Lösungsansatz schlägt er eine 
leichtere teilhabe der Menschen 
zum Beispiel durch starke Bürgerräte 
vor. Dadurch erhofft   sich der Berliner 
soziologe den Abbau der empfunde-
nen Politi kferne, wenn die Menschen 
oder ihre nachbarn in Bürgerräten 
selbst (mit-)entscheiden dürft en. Die 
„Ertüchti gungsmaßnahmen der De-
mokrati e“ will Mau allesamt „von un-
ten“ verwirklicht haben.

Auch verweist Steff en Mau darauf, 
dass „immer mehr Landräte und Bür-
germeister nicht parteigebunden sind 
und über wähleriniti ati ven ihr Amt“ 
erobern. Dies gemeinsam wirft die 
Frage auf, warum Mau, in dem sehr le-
senswerten Buch, nicht auch Verglei-
che zu den Auslösern der Revoluti on 

von 1989 und ihren basisdemokra-
ti schen und anti autoritären Zielvor-
stellungen, die sich insbesondere in 
„runden tischen“ zeigten, verfolgt. 
Vielleicht zeigt sich im Osten, insbe-
sondere wenn die nichtwähler ein-
bezogen werden, eine zunehmende 
Ablehnung der Stellvertreterpoliti k, 
wie sie in der DDr, aber auch heute 
– mit echten wahlen ausgestatt et – 
noch immer besteht. Doch noch gibt 
es außer lokalen Initi ati ven, die kaum 
zusammenarbeiten könnten, keine 
Bewegung oder Gruppe, die die (ba-
sis-)demokratischen, anti-autoritä-
ren und auf Selbstbesti mmung aus-
gelegten Menschen abholt. Deshalb 
dürft e Mau recht behalten, dass die 
heuti ge Situati on sehr fest sei.

  _ K U LT U R

Steff en Mau: Ungleich vereint; Berlin; Suhr-
kamp; 2024; 178 Seiten; 18 Euro; ISBN 978-
3-518-02989-3; ausleihbar in der Hauptstelle 
und der Zweigstelle Gievenbeck-Auenviertel 
der Stadtbücherei Münster: Signatur EMP 

4 MAU.
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In 
„Demokratie und Revo-
luti on“ stellen die Histori-
kerin Hedwig richter und 

der Journalist Bernd Ulrich fest, 
dass unsere Gesellschaft durch 
den Klimawandel existenziell 
bedroht ist. Auch hätt e die Am-
pelregierung zu wenig getan, um 
die Lebensbedingungen für den 
Fortbestand der liberalen, grün-
kapitalistischen Gesellschaft zu 
sichern.

Der Soziologe Steff en Mau und 
seine Kollegen haben die „Trig-
gerpunkte“ unserer Gesellschaft  
festgemacht. An vier Konfl iktare-
nen verdeutlichen sie auf Grund-
lage eigener wissenschaftlicher 
Untersuchungen, dass unsere Ge-
sellschaft  nicht so gespalten ist, 
wie sie häufig wahrgenommen 
wird. 

Geprägt von brutalem rassis-
mus ist das Leben in Mississippi 
(USA). wie sich die schwarze Be-
völkerung erfolgreich zur Wehr 
setzte und den „Aufbruch in 
Jackson“ – insbesondere auf der 
kommunalen ebene – schaffte, 
zeigt der lesenswerte sammel-
band auf.  (ws)

Demokrati e und
Revoluti on
nach der historischen Betrach-

tung und der Analyse der Gegen-
wart machen Richter und Ulrich 
sich Gedanken über den aktuel-
len Zustand unserer Demokrati e. 
Von der Lösung der sozialen Fra-
ge halten beide nicht viel, son-
dern negieren sogar, dass diese 
mit der ökologischen Frage zu-
sammenhänge. Da Klimaschutz, 
der ihnen wichti g ist, um in den 
industrialisierten Ländern den 
hohen Lebensstandard der Bes-

serverdienenden und reichen zu 
erhalten, ohne jede Beschränkung 
im Privaten nicht funktionieren 
würde, schlagen sie eine Revoluti on 
von oben vor. Das Volk solle Ver-
zicht üben und sich der (konserva-
tiv-grünen) Obrigkeit willig unter-
werfen. 

Hedwig Richter und Bernd Ulrich: 

Demo  -krati e und Revoluti on; 
Köln; Kiepenheuer & Witsch; 
2024; 368 Seiten; 25 Euro; ISBN 
978-3-462-00643-8; ausleihbar 
in der Hauptstelle der Stadtbüche-
rei Münster: Signatur GEM RIC.

Triggerpunkte

Die Berliner soziologen und so-
zialwissenschaftler Mau, Lux und 
westheuser identi fi zieren vier gro-
ße Konfl iktarenen in Deutschland: 
oben/unten-, innen/außen-, wir/ 
sie- und heute/morgen-Ungleich-
heiten. Diese strukturieren den so-
zialen und spiegeln sich im politi-
schen raum. 

Die Autoren diskuti eren die histo-
rische und aktuelle Frage, wie das 
individuelle und kollektive, gesell-
schaftliche Bewusstsein entsteht 
und dabei der humane vernunft ori-
enti erte Mensch menschenwürdig, 
gut und gerecht leben kann. eine 
Streitschrift  gegen Ausgrenzung und 
für einen differenzierten Blick auf 
die Menschen.

Steffen Mau, Thomas Lux, Linus West-

heuser: Triggerpunkte; Berlin; Suhrkamp; 

2023; 540 Seiten; 25 Euro; ISBN 978-3-518-
02984-8; ausleihbar in der Hauptstelle 
der Stadtbücherei Münster: Signatur GCM 

MAU.

Aufb ruch in Jackson

In „Aufb ruch in Jackson” wird vom 
spannenden revoluti onären Experi-
ment in den USA berichtet, in dem 
schwarze Aktivist*innen die Be-

freiung von unten praktizieren. 
Arbeit und Ökonomie stehen 
neben dem Erreichen der Parti -
zipati on und der Übernahme der 
lokalpolitischen Macht in Jack-
son im Zentrum des Buches. 

Wie die Vision einer lokalen 
Versammlungsdemokratie mit 
sol idarischer Ökonomie bei 
gleichzeitiger Beendigung der 
rassisti schen Ungleichheit mög-
lich würde oder werden könne, 
wird mehr als ansatzweise in 
Jackson prakti ziert und im Buch 
beschrieben. Parallelen zu den 
kommunalistischen Bestrebun-
gen der Kurden in der rojava und 
den Zapati stas in Mexiko werden 
deutlich. 

Kali Akuno, Cooperation Jackson & 

Ajamu Nangwaya (Hg.): Aufbruch in 

Jackson; Münster; Unrast; 306 Seiten; 
22 Euro; ISBN 978-3-89771-174-7.

Was eint, was spaltet Gesellschaften? 

Weitere lesenswerte Bücher zum thema
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W
eihnachten im 
schuhkarton“ 
heißt die Aktion 
der Queer Ge-
meinde Münster, 

die für Menschen in not Geschenk-
pakete packt, um ihnen zu Weih-
nachten durch nützliche Dinge ein 
kleinwenig Freude zu schenken - in 
diesem Jahr wieder für den Obdach-
losentreff  an der Clemenskirche. 

Das Prinzip ist denkbar einfach: 
Gemeindemitglieder kaufen im Ad-
vent hin und wieder etwas mehr 

  _ Z U M  F E S T

als nöti g für den Alltagsbedarf an 
haltbaren Lebensmitt eln und Pfl e-
gearti keln ein. 

Die Sonne scheint zu 
Weihnachten

Dieses „etwas mehr“ in einen Kar-
ton gepackt, ergibt ein Geschenk-
päckchen für einen Menschen in 
not. Was beteiligten Gebern kein 
Loch in die Tasche reißt, hilft  den Be-
schenkten gerade in den kürzesten 
Lichtt agen des Jahres und bringt et-
was sonnenschein ins Leben, um das 
es beim Weihnachtsfest doch geht. 
seit nun 25 Jahren schenkt die Ge-
meinde mit ihren monatlichen Got-
tesdiensten queeren Menschen ein 
Zuhause in der katholischen Kirche. 

Die Queer Gemeinde möchte in 
Dankbarkeit für diese Art des Zu-
hauses Menschen ohne ein Zuhau-
se und anderen Menschen in not 
ein Stück der Liebe Gott es wieder 
zurückschenken, dass sie sich an 
gelebter solidarität miteinander 
erfreuen. Die Gemeinde und umso 
mehr die Beschenkten freuen sich, 
wenn sich weitere Leute beteiligen. 
Päckchen können noch beim Queer 
Gottesdienst am 8. Dezember um 
18:30 Uhr abgegeben werden (Kryp-
ta der st.-Antonius-Kirche – nicht 
Clemenskirche! – Antonius Kirch-
platz, eingang am hinteren ende der 
Kirche von der südseite). eine Liste 
sinnvoller Dinge für die Päckchen 
fi ndet sich unter:

www.queergemeinde-muenster.
com/aktuelles

natürlich hat auch Platz, was über 
die Befriedigung materieller Grund-
bedürfnisse hinaus geht, denn es 
geht schließlich darum, Freude zu 
teilen.

Janna Schipper

Instantkaffee 
mit Rasierschaum
Weihnachtsakti on der Queergemeinde Münster

Von Jan Rinke

„

In Anlaufpunkten für Menschen 

in akuter Not rappelt es seit zehn 

Jahren im Karton, was aber 

alles andere als Stress bedeutet. 
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Kurzmeldungenurzmeldungen
& Tipps

Ohne Auto keine Arbeit?

es verging keine Woche, wo nicht über 

das Bürgergeld diskutiert worden ist. Die 

Ampel-regierung hatte beschlossen, 

dass Bürgergeldempfänger auch einen 

längeren Weg zum Arbeitsort zu akzep-

tieren hätten, wenn ihnen eine stelle 

fern des Wohnortes angeboten wird. 

Die Ampel ist Vergangenheit. Ampeln 

auf „rot“ bleiben. Die Verkehrsinfra-

struktur in Deutschland ist in einen im-

mer maroderen Zustand. Auch der öff ent-
liche nahverkehr ist gelinde gesagt subop-

ti mal. Sti chworte hier: Verspätungen, Aus-
fälle, Personalmangel, kaputt e Verkehrs-
wege, löchriges Mobilitätsnetz auf dem 

Lande. Menschen auf der suche nach ei-

ner Arbeit und ohne Auto geraten ins Ab-

seits, sind chancenlos. neuerdings wird in 

diesem Zusammenhang von der „Mobili-

tätsarmut“ gesprochen.

Malta goes to Berlin

eine 3er Gruppe aus dem Malta und dem 

Cuba reiste im August 2024 nach Berlin. 

Die einladung erfolgte durch die Abgeord-

nete svenja schulze, sPD. Die Kosten der 

dreitägigen Fahrt trug das Presse- und In-

formationsamt der Bundesregierung 

(BPA). Hin- und rückreise, übernachtung, 

Frühstück sowie Mitt agessen (einschließ-
lich eines alkoholfreien Getränks) wäh-

rend des 3-tägigen Aufenthaltes in Berlin 

waren für die „Insulaner“ kostenlos.

n I C H t  s P e r r I G  _ 

Linnemann und andere Unionspolitiker 
plädieren dafür, Arbeitsunwilligen das 

Bürgergeld komplett  zu streichen – und 
stellen sich damit gegen die rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts. 

Linnemann behauptet, Stati sti ken legten 
nahe, dass eine sechsstellige Zahl von Per-

sonen grundsätzlich nicht bereit sei, eine 

Arbeit anzunehmen.

Linnemann führt z.B. aus: Wenn jemand 

grundsätzlich nicht bereit sei, Arbeit anzu-

nehmen, müsse der staat davon ausge-

hen, dass derjenige nicht bedürftig sei. 

Leistungskürzungen um 10, 20 oder 30 

Prozent reichten dann nicht aus. Ausnah-

men sieht Linnemann bei Alleinerziehen-

den oder Menschen, die Angehörige pfl e-
gen.

Das Bürgergeld für sogenannte totalver-

weigerer komplett  zu streichen, wie es die 
Union plant, würde jedoch der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts wi-

dersprechen. Bereits 2019 entschied das 

Gericht, dass eine Kürzung von 100 Prozent 

nicht zulässig ist. Um das vom Grundgesetz 
geschützte Existenzminimum zu sichern, 
müssten die Sankti onen begrenzt sein. Kür-
zungen in Höhe von 30 Prozent seien ver-

tretbar, 60 oder 100 Prozent hingegen 
nicht. Auch die Zahl von mehr als 100.000 

Arbeitsunwilligen, welche die Unions-Poli-
ti ker nennen, ist willkürlich beziff ert.

Forderung nach hö-
herem Mindestlohn

nach Vorstellungen von 

Bundesarbeitsminister Hu-

bertus Heil soll der Min-

destlohn ab 2026 auf über 
15 euro steigen. In einem 

Brief des Arbeitsministers 

an die Mindestlohnkom-

mission hieß es, Gewerk-

schaften und Arbeitgeber 

müssten die Vorgaben der 

europäischen Mindestlohn-

richtlinie umsetzen. Diese 

sieht als Mindestlohn 60 
Prozent eines mit tleren 

Lohns vor. Das wären nach 

d en B ere c hnun gen d es 

Deutschen Gewerkschaft s-
bundes (DGB) 15,27 euro. 

Zurzeit liegt der Mindest-

lohn bei 12,41 euro. Im 

kommenden Jahr wird er 

um 41 Cent steigen. über 

d i e  A n h e b u n g  a b  2026 

Die einladung erfolgte im rahmen der 

sogenannten politischen Informations-

fahrten, zu denen die Abgeordneten des 

Deutschen Bundestages (MdB) jährlich 

drei Besuchergruppen mit jeweils 50 Bür-

gerinnen und Bürgern aus ihrem Wahl-

kreis einladen können.

Programmpunkte waren neben Gesprä-

chen mit Frau schulze auch termine in den 

Ministerien, ein Besuch des Jüdischen Mu-

seum Berlin und ein weiterer Besuch des 

Bundesnachrichtendienstes. Diese ein-

blicke in den politi schen Alltag in der Bun-
deshauptstadt wurden abgerundet durch 

zwei City see sights touren quer durch 

Berlin. Auch Zeit für die individuelle Ge-

staltung war selbstverständlich vorhan-

den gewesen. 

Komplett e Streichung des 
Bürgergeldes

Nicht unwahrscheinlich, dass die CDU/
CSU in der nächsten Bundesregierung den 
Kanzler stellt und damit die politische 

Richtung besti mmt. CDU-Generalsekretär 

Foto: Agneta Becker

Bild: Agneta Becker



3434

Kurzmeldungenurzmeldungen
& Tipps

   _ n I C H t  s P e r r I G

Milliarden-Paket für den 
Wohnungsbau

Der Deutsche Mieterbund und die Ge-

werkschaft  IG BAU fordern ein staatliches 
Konjunkturpaket gegen die Wohnungsnot 

in Deutschland.

Bund und Länder sollten den neubau von 

wohnungen künft ig mit 20 Milliarden Euro 
pro Jahr fördern, erklärten die beiden Or-

ganisati onen. Die Zielvorgabe sei, das An-
gebot auf dem Wohnungsmarkt massiv 

auszubauen – beim bezahlbaren Wohnen, 

bei der Bildung von Wohneigentum und 

bei sozialwohnungen. es gäbe einen aku-

ten notzustand bei bezahlbarem Wohn-

raum, sagte Mieterbund-Präsident Lukas 

Siebenkott en. IG BAU-Chef Robert Feiger 
sprach von 540.000 fehlenden Woh-

nungen in Deutschland. eine Wohnungs-

bau-Offensive sei zur Bekämpfung der 

Wohnungsnot unabdingbar, außerdem 

könnte man die schwächelnde wirtschaft  
beleben.

 entscheidet die Mindestlohnkommission 

Mitt e 2025. Aber auch bei dieser Forde-
rung stellt sich die Frage der realisierung 

unter einer neuen regierung im Frühjahr 

nächsten Jahres.

Armut in Deutschland 
nimmt zu

Die Armut wächst in Deutschland und sie 

verfestigt sich. Laut dem sozialverband 

VdK birgt bereits die Angst vor Armut im-

mensen sozialen Sprengstoff .
Die VdK-Präsidentin Verena Bentele 

sagte, dass Armut immer stärker vererbt 

werde. Kinder, die in Armut aufwüchsen, 

würden auch viel zu oft  zu armen Erwach-
senen.

Die hohen Preise für Miete, energie und 

Lebensmitt el seien gerade die großen Ar-
mutsursachen. selbst Menschen mit 

durchschnittlichen einkommen könnten 

das nicht mehr bezahlen, so Bentele. Und 
immer mehr Meschen mit perspektiv 

schlechten Aussichten, hätten große 

Angst, die Belastungen bald nicht mehr 

bewälti gen zu können. Das berge immen-
sen sozialen Sprengstoff . Dringende Maß-
nahmen, um eine soziale Explosion abzu-
wenden, wären der Ausbau der sozialen In-

frastruktur, Investi ti onen in Bildung, eine 
bessere Ausstatt ung der Jobcenter und ei-
ne stabilisierung der sozialversicherungs-

systeme.

Anspruch auf 
Balkonkraft werk
Der Bundestag hat vor dem Ampelaus ein 

Gesetz verabschiedet, welches Miete-

rinnen und Mieter erlaubt, ein sogenann-

tes Balkonkraftwerk zu installieren. Die 

steckersolargeräte werden damit als privi-

legierte Maßnahme ins Mietrecht aufge-

nommen. Bisher brauchten Mieterinnen 

und Mieter die ausdrückliche Zusti mmung 
des Vermieters oder der Vermieterin, 

wenn sie die entsprechenden Geräte in-

stallieren wollten. In dem neuen Gesetz 

wird in Abwägung die einhergehende bau-

liche Veränderung am Gebäude als minder 

relevant bewertet.

 Foto: Agneta Becker
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geldes (Wohngeld-Plus-Gesetz). Denn da-

durch bekamen mehr Haushalte einen 

Wohngeldanspruch. ebenso wurde die 

Höhe des Wohngelds nach oben ange-

passt. 

Mit der Heizkosten- und der Klimakom-

ponente kamen zusätzlich zwei neue Be-

messungsgrundlagen hinzu: die Mehrbe-

lastungen angesichts gestiegener ener-

giekosten und wegen den energieeffizi-
enten sanierungen.

Vereinfachte  
Organspende-Erklärung

Die Bereitschaft zur Organspende ist je-

derzeit widerrufbar. Auch das soll die Be-

reitschaft der Leute erhöhen, sich Gedan-

ken zu machen, ob eine spende für den 

einzelnen infrage kommt. Das Prozedere 

sollte aber möglichst einfach sein. Bereits 

seit März können Freiwillige erklärungen 

zu ihrer spendenbereitschaft von Or-

ganen und Gewebe über die Online-Funk-

tion des Personalausweises im zentralen 
Online-register eintragen. ein weiterer Zu-

gang zur Spendenbereitschaft: Auch eine 

erklärung über die Apps der Krankenkas-

sen kann jetzt erfolgen. Dies haben die 

verschiedenen Krankenkassen seit Okto-

ber eingerichtet. 

Wohngeldstatistik 2023
Wohngeld wird einkommensschwa-

chen Haushalten gewährt, damit diese 

sich angemessenen und familienge-

rechten Wohnraum leisten können. Die 

Höhe des Wohngeldanspruchs hängt 

von der Höhe des einkommens, der Mie-

te und der Zahl der Haushaltsmitglieder 

ab.

Im Jahr 2023 haben rund 1,2 Millionen 

Haushalte in Deutschland Wohngeld be-

zogen. Das waren 2,8 % aller privaten 

Hauptwohnsitz-Haushalte. Wie das sta-

tistische Bundesamt mitteilte, stieg die 
Zahl der Haushalte, die Wohngeld bezie-

hen gegenüber dem Vorjahr um 80 Pro-

zent oder in Zahlen, rund 521.700. Im 

Ver g l e i c h  2022 hat ten  n o c h  r un d 

651.800 Haushalte wohngeld bezogen. 
Der starke Anstieg vollzieht sich wegen 
des zum 1. Januar 2023 in Kraft getre-

tenen Gesetzes zur erhöhung des Wohn- Foto: Agneta Becker

 Foto: Agneta Becker
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Urteile

Dach nicht anrechenbar 

Eine Mutt er schenkt ihrer erwachsenen 
und alleinlebenden tochter Geld, damit die 

davon eine reparatur des Daches von ih-

rem einfamilienhaus vornehmen kann. Das 

BSG hält die Zuwendung der Mutt er dem 
Grunde nach für nicht anrechenbar auf die 

Leistungen nach sGB II (damals als Ar-

beitslosengeld II bezeichnet, jetzt als Bür-

gergeld). Das Gericht begründet das da-

mit, dass die Mutter der Betroffenen we-

der eine rechtliche noch eine sittliche 

Pflicht für ihre Zuwendung hatte. Anders 

als das Jobcenter meint, ergibt sich eine 

solche sittliche Verpflichtung nicht bereits 

aus dem Bezug von Leistungen nach dem 

sGB II. 

Außerdem habe die Höhe der Zuwendung 

die Lage der betroffenen tochter auch 

nicht so günsti g verändert, dass daneben 

Nullrunde und Kürzungen
im Regelsatz 2025
Die regelbedarfsstufen-Fortschrei-

bungsverordnung für das Jahr 2025 ist 

nun amtlich, es gibt die angekündigte und 

politi sch gewollte Nullrunde. Die Regellei-
stungen im sGB II und sGB XII bleiben auf 

dem gleichen stand, wie im Jahr 2024, 

weil hier die Bestandsschutzregel des 

§ 28a Absatz 5 sGB XII  gilt. 

Für Gefl üchtete mit AsylbLG – Grundlei-
stungen hingegen ist das Bundesministe-

rium für Arbeit und soziales BMAs der 

Auff assung, dass diese Bestandsschutzre-
gel nicht gilt, und daher wird es für diese 

Gruppe eine Absenkung der regellei-

stungen von rund 20 EUR geben.
Diese Ungleichbehandlung und Diskrimi-

nierung Geflüchteter ist verfassungs-

rechtlich nicht zulässig: „Auch migrati ons-
politi sche Erwägungen, die Leistungen an 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber 

sowie Flüchtlinge niedrig zu halten, um 

Anreize für Wanderungsbewegungen 

durch ein im internationalen Vergleich 

eventuell hohes Leistungsniveau zu ver-

meiden, können von vornherein kein Ab-

senken des Leistungsstandards unter das 

physische und soziokulturelle Existenzmi-
nimum rechtf erti gen. Die Menschenwürde 

ist migrati onspoliti sch nicht zu relati vie-
ren.“, so äußerte sich das Bundesverfas-

sungsgericht bereits im Juli 2012, diese 

prinzipielle Aussage wurde bislang nicht in 

Frage gestellt. 
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Umzugspauschale 
zu niedrig 

Das sozialgericht Karlsruhe hat in 

einem viel beachteten Urteil die Um-
zugskosten im Bürgergeld für die stadt 

Karlsruhe kriti siert. Die wichti gsten Leit-
sätze des Gerichts, sie werden hier in al-

ler Ausführlichkeit aufgeführt, da das 

Urteil beispielhaft e Rechtsprechung er-
langen könnte: 

1. es gibt keinen allgemeinen erfah-

rungssatz, wonach ein Umzug unter 
Heranziehung studenti scher 
Umzugshelfer stets kostengünsti ger 
wäre als die Beauft ragung eines 
Umzugsunternehmens mit dem 
gesamten Umzug.

2. Die Verwaltungspraxis des Jobcen-
ters Karlsruhe, als tageslohn für 

(studentische) Umzugshelfer 
pauschal nur 50,- € zu übernehmen, 

ist evident rechtswidrig, weil der 

Mindestlohn 12,50 € beträgt und 

ein regulärer Arbeitstag acht 

stunden dauert, sodass die 

tagespauschale mindestens doppelt 

so hoch sein muss.

3. Der Abbau und das Entf ernen der 
eigenen einbauküche sind beim 

Auszug aus einer angemieteten 

Wohnung vom Mieter geschuldet 

und die dadurch entstehenden 

Kosten als wirtschaftliche Umzugsko-
sten im Sinne von § 22 Abs. 6 SGB II 
anzusehen, wenn durch die Mitnah-

me der einbauküche verhindert 

werden kann, dass in der neuen 

Wohnung eine neue einbauküche 

zulasten der öffentlichen Hand in 

kostspieligerer Weise angeschafft 

werden muss.

4. Das Jobcenter kann nicht mit erfolg 

einwenden, es wäre zur Minderung 

der Leistungen nach § 22 sGB II 

regelmäßig zweckdienlich und 

angemessen, absichtlich einen 

Monat lang umzuziehen und hierfür 

doppelt Miete zu zahlen, anstatt die 

doppelte Mietzahlung für die alte 

und die neue Wohnung zu vermeiden 

und innerhalb weniger tage zum 

Monatswechsel umzuziehen.

5. Das Jobcenter kann nicht mit erfolg 

einwenden, es wäre zur Minderung der 

Leistungen für Umzugskosten nach § 
22 Abs. 6 SGB II zweckdienlich und 
angemessen, sich bei der Beförderung 

von Umzugsgut von einem rechtsan-
waltlichen Prozessbevollmächti gten 
unter die Arme greifen zu lassen.

6. Die Angemessenheit von Umzugsko-
sten nach § 22 Abs. 6 SGB II bemisst 
sich nicht nach dem im einzelfall 

missgünstigen sozialneid öffentlich 

Bediensteter. 

Sozialgericht (SG) Karlsruhe, Urteil vom 
01.10.2024 (S 12 AS 2387/22)

Jobcenter leistungen nach 
Familien zusammenführung
Das BsG spricht diese Leistungen zu: es 

handelt sich um die ehefrau und zwei Kin-

der eines tunesischen staatsbürgers, der 

seit 1999 in Deutschland lebt und der seit 

langem eine unbefristete Aufenthaltsge-

nehmigung besitzt. Dennoch verweigert 

das Jobcenter der ehefrau und den Kin-

dern nach dem Umzug nach Deutschland 
über mehrere Monate Leistungen. Weil 

die Kläger gesetzlich von Leistungen nach 

d e m  s G B  I I  a u s g e -

schlossen seien,  so 

das  Jo b center.  Das 

trifft im vorliegenden 

Fall jedoch nicht zu, 

wie das BsG feststellt. 

Denn der  ehemann 

bzw. Vater der Kläger 

sei im fraglichen Zeit-

raum unzweifelhaf t 

erwerbsfähig und lei-

stungsberechtigt ge-

wesen. somit stehen 

dann auch seiner ehefrau und den ge-

meinsamen Kindern als nachgezogenen 

Familienangehörigen Leistungen nach 

sGB II zu, erklärte das Gericht.

Bundessozialgericht (BSG) - 
Urteil vom 17.7.24 (Az. B 7 AS 3/23 R)

Leistungen nach dem sG B II nicht mehr ge-

rechtf erti gt seien. Denn das Dach sei un-
streiti g kaputt  gewesen. Es habe an mehre-
ren stellen durchgeregnet. Das Jobcenter 

hätte ansonsten deswegen auch die Ko-

sten der Dachreparatur in Form einer ein-

maligen Leistung nach § 22 Abs. 2 sGB II (in 

Form eines Darlehens, d. V.) übernehmen 

müssen, so das BsG.

Bundessozialgericht (BSG) - Urteil vom 
17.7.2024 (Az. B 7 AS 10/23 R)

 Foto: Agneta Becker
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   _ A U S  D E R  R E D A K T I O N

In der aktuellen Diskussion 

um den Klimawandel und die 

notwendigen Maßnahmen zu 

dessen Bekämpfung spielt das 

Thema Klimageld eine zentrale 

Rolle. Die Ampel-Koaliti on hatt e 
sich zwar vorgenommen, das 

zugehörige Konzept umzusetzen, 
hat aber einen Rückzieher 

gemacht. 

D
as Klimageld ist ein Konzept, das 
darauf abzielt, die finanziellen 
Belastungen, die durch die Um-

setzung von Klimaschutzmaßnahmen 
entstehen, abzufedern und gleichzei-
tig Anreize für umweltfreundliches 
Verhalten zu schaff en. Obwohl das Kli-
mageld bislang noch nicht realisiert 
wurde, gibt es bereits zahlreiche Ideen 
und Vorschläge, wie es in der Praxis 
umgesetzt werden könnte.

Das Grundprinzip des Kli-
mageldes besteht darin, 
dass die einnahmen aus 
CO2-Preisen oder anderen 
umweltpolitischen Maß-
nahmen an die Bürgerinnen 
und Bürger zurückgege-
ben werden. Dies könnte 
in Form von direkten 
Geldzahlungen, steuerer-
leichterungen oder ande-
ren finanziellen Anreizen 
geschehen. Ziel ist es, die 
Menschen zu entlasten, die 
durch steigende energie-
preise oder andere Kosten, 
die mit dem Klimaschutz 
verbunden sind, finanziell 

Daraus wird wohl 
erst mal nichts

Klimageld als Konzept für Klimaschutz 
und soziale Gerechti gkeit
von Charlott e G.P. Textor
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belastet werden könnten. Gleichzeiti g 
soll das Klimageld dazu beitragen, um-
weltf reundliches Verhalten zu fördern 
und den übergang zu einer nachhal-
ti geren wirtschaft  zu unterstützen.

Den CO2-Preis sozial 
gerecht gestalten

ein wichtiger Aspekt des Klima-
geldes ist die soziale Gerechti gkeit. 
Kriti ker der bisherigen Klimaschutz-
maßnahmen argumenti eren häufi g, 
dass diese vor allem einkommens-

schwache Haushalte überproporti -
onal belasten. Höhere Preise für en-
ergie und Mobilität treff en vor allem 
Menschen mit geringem einkom-
men, die oft  weniger Möglichkeiten 
haben, auf umweltf reundliche Alter-
nati ven umzusteigen. 

Das Klimageld könnte hier Abhil-
fe schaffen, indem es sicherstellt, 
dass die finanziellen Mittel aus den 
CO2-Preisen gezielt an die Men-
schen zurückfließen, die sie am 
dringendsten benötigen. so könnte 
das Klimageld dazu beitragen, so-

A U S  D E R  R E D A K T I O N  _ 

Und so weiter 
Und so weiter 
Und so weiter 
Und so weiter 
Und so weiter 

Und so weiter 

Und so weiter…. 
Ich bin dann mal weg - 

Thomas Krämer!

Der Text wurde von einem ChatGPT-Bot verfasst (bis auf die Überschrift  und einen 
eingefügten Satz im Vorspann). Für die Aufgabe, ihn zu erstellen, wurden nur einige 
wenige Vorgaben gemacht: Zeichenzahl, Verständlichkeit der Sprache, möglichst 

Vermeidung von Fremdwörtern und einige wenige Punkte zum Thema.  Der Text zeigt, 

wie weit Chatbots wie ChatGBT bereits Texte „schreiben“ und mit Menschen kommu-
nizieren können. ChatGBT ist ein Chatbot des US-amerikanischen Soft ware-Unterneh-
mens OpenAI und eine Anwendung der Künstlichen Intelligenz (KI). 
Der Name der Gastautorin Charlott e G.P. Textor ist natürlich frei erfunden. 
Aber keine Sorge: Die Texte in der SPERRE stammen auch künft ig von Menschen 
aus Fleisch und Blut.  TK

ziale Ungleichheiten zu verringern 
und gleichzeitig den Klimaschutz 
voranzutreiben.

ein weiterer Vorteil des Klimageldes 
ist die Möglichkeit, Anreize für um-
weltf reundliches Verhalten zu schaf-
fen. Wenn Menschen für 
ihre umweltbewussten 
entscheidungen be-
lohnt werden, 
könnte dies… 

Taria Schneiders




